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zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei Internationaler wirtschaftlicher Betä- 
tigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus 
besser abgebaut werden, als es nach dem im Verhältnis zur Republik 
Belarus noch weiter geltenden deutsch-sowjetischen Doppelbesteue- 
rungsabkommen vom 24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) mög- 
lich ist. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 30. September 2005 enthält die dafür notwendi- 
gen Regelungen. Es entspricht im Wesentlichen dem OECD-Muster- 
abkommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs- 
körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen lässt sich 
nicht schätzen. Steuermindereinnahmen in einzelnen Bereichen dürf- 
ten sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weitge- 
hend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin 



September 2006 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 30. September 2005 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 


mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 825. Sitzung am 22. September 2006 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 30. September 2005 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Minsk am 30. September 2005 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepubiik Deutschland und der Republik Belarus zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikei 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikei 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikei 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikei 31 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppeibesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufiießen. Andererseits müssen gewisse, zur 
Vermeidung der Doppeibesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut- 
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer- 
den. Die Änderung des bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Minder- 
einnahmen bei den vom Abkommen betroffenen Steuern von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die Höhe dieser Mehr- und Mindereinnahmen lässt sich nicht 
schätzen. Steuermindereinnahmen in gewissen Bereichen dürften ailerdings 
durch Steuerverzichte von Belarus weitgehend ausgeglichen werden. Die Wirt- 
schaft wird durch das Abkommen entiastet, da steuerliche Hindernisse im biia- 
teralen Wirtschaftsverkehr beseitigt werden. Auswirkungen auf Einzeipreise und 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind von dem 
Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


FlaraAHeHHe 

naMix OeAspaTbiyHaM PacnyöJliKaM repMania 
i PacnyöJiiKaw Beaapycb 
aö nasöaraHHi AßaMHora naAaTKaaÖKjiaAaHHa 
y AaHbiHeHHi Aa naAaTKay na AaxoAti i Maeiviacub 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Belarus - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
durch den Abbau steuerlicher Hindernisse zu fördern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die 
für Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder 
einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtver- 
mögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung von Vermögen, der Lohnsummensteuern so- 
wie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Ab- 
kommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

i. die Einkommensteuer, 

ii. die Körperschaftsteuer, 

iii. die Vermögensteuer und 

iv. die Gewerbesteuer, 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 

(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Republik Belarus: 

i. die Steuer auf das Einkommen und die Gewinne, 

ii. die Einkommensteuer natürlicher Personen, 

iii. die Steuer auf unbewegliches Vermögen und 

iv. die Grundsteuer 

(im Folgenden als „belarussische Steuer“ bezeichnet). 


cheflapaTbiyHan PacnyönlKa FepMaHin 
i 

PacnyöniKa Benapycb, 

xaaaioHbi caflseMHlHaub pasBiuuio ysaeMHbix aKanaMinubix 
cyenseM LunnxaM ycTapaHeHHn naflaxKOBbix nepaiuKOfl, 

naraAsmicn aö HactynubiM: 

ApTblKy/t 1 

Acoöbi, aa fiKix npbiMHHneLiua FlaraflHeHHe 

flaflsenae FlaraflHeHHe npbiMnHneLma aa acoö, nKin s'nyjin- 
Ktpua p33ifl3HTaMi aflHOM aöo aöeflSBKjx flaraBopnbix flsnpxay. 

ApTbiKyjt 2 

□aflaTKi, Ha nKln pacnayciOAXBaeuLia flaraflHeHHe 

1. flaflseHae FlaraflHeHHe npuMAHneLma fla naflaxKay na 
flaxoflbi i MaeMacflb, hkIh cnarannioLma afl Imh flaraBopHail 
flsnpxaBbi, Snivini aöo MncgoBara oprana yjiaflbi, Heaa/iexna 
afl cnocaöy ix cnamaHHn. 

2. FlaflaxKaMi na flaxofl i MaeMacub niHauua yce naflaxKi, 
tiJTO cnaraHRtoLiua 3 arynbnaM cyMbi flaxoflay, 3 ary/ibHaü cyMbi 
MaeMacui aöo 3 ajteivieHTay flaxofly aöo MaeMacui, yKjiioHaioHbi 
naflaxKi na flaxoflbi afl aflHyxannn MaeMacui, naflaxKi na ary/ib- 
Hyio cyMy aapaöOTHaü nnaxbi, HKan BbinnaHBaeuua npaflnpbi- 
eMCTBaMi, i naflaxKi na npbipocr KomTy MaeMacui. 

3. IcHyroHbiMi naflaxKaMi, na hkIh pacnaycioflXBaeuua 
flafloenae FlaraflHeHHe, a'nynniouua, y npbiBaxnacui: 

a) y ct>efl3paxbiyHaM Pacnyöniubi FepManin: 

(i) naflaxoflHbi naflaxaK (Einkommensteuer); 

(ii) naflaxaK 3 KapnapautiM (Körperschaftsteuer); 

(iii) naflaxaK na Kanixan (Vermögensteuer) i 

(iv) npaMbicxiOBbi naflaxaK (Gewerbesteuer), 
yKnioHaKjHbi flaflaxKOBbin naflaxKi 

(flaxieü «repMancKi naflaxaK»); 

b) y Pacnyöniubi Benapycb: 

(i) naflaxaK na flaxoflbi i npbiöbixaK; 

(ii) naflaxoflHbi naflaxaK 3 cjDblHHbix acoö; 

(iii) naflaxaK na nepyxoMacub i 

(iv) 3HMenbHbi naflaxaK 
(flaneü «öenapycKi naflaxaK»). 
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(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 4. flaraflHeHHe pacnaycK)fl>KBaeuua raKcaMa ua nroübin 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des iflaHTNHHbiFi a6o na cytHacui aHanarinubin naflaxKi, HKin 

Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren cnaraHniouua nacjin flaxbi naflnicauHn flaflseuara naraflHeuHn 

Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- y flanayueHHe Aa icHyioHbix naAaxKay aöo aaiviecT ix. V KaHUbi 

Staaten teilen einander, soweit für die Abkommensanwendung Koxuara roAa KaMnexaHTHbin opraubi flaraaopHbix flsnpxtay 

erforderlich, am Ende eines jeden Jahres die in ihren naseAaMAnioub aASin aAnaMy, Kani raxa HeaöxoAna npw 

Steuergesetzen eingetretenen Änderungen mit. npbiMHHeHHi flaraAHeHHH, aö SMHHeHHnx, HKin yneceHbi y ix 

naASTKOBbiH saKaHaAaycTBbi. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland so- 
wie das an das Küstenmeer angrenzende Gebiet des 
Meeresbodens, des Meeresuntergrunds und der darüber 
befindlichen Wassersäule, soweit die Bundesrepublik 
Deutschland dort in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
und ihrem innerstaatlichen Recht souveräne Rechte und 
Hoheitsbefugnisse zum Zwecke der Erforschung des 
Kontinentalsockels und der Ausbeutung von dessen 
Bodenschätzen ausübt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Republik Belarus“ die Republik 
Belarus und, im geographischen Sinne verwendet, das 
Hoheitsgebiet, in dem die Republik Belarus nach den inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften der Republik Belarus und in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht souveräne Rechte 
und Hoheitsbefugnisse ausübt; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der 
andere Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die 
Bundesrepublik Deutschland oder die Republik Belarus; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen und 
Gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ alle juristischen Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „ünternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „ünternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein ünternehmen, das von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
ünternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat an- 
sässigen Person betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von 
einem ünternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in 
einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das See- 
schiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten 
im anderen Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland und alle juristischen Per- 
sonen, Personengesellschaften und anderen Per- 
sonenvereinigungen, die nach dem in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Recht errichtet worden 
sind; 

bb) in Bezug auf die Republik Belarus 

alle natürlichen Personen, die die belarussische Staats- 
angehörigkeit besitzen und alle juristischen Personen, 
Personengesellschaften und Personenvereinigungen, 
die nach dem in Belarus geltenden Recht errichtet 
worden sind; 


ApTbiKyn 3 
AryjIbHblH a3HaH3HHi 

1. flnn M3T ASAseHara flaraAHeHHH, Kani 3 KaHTSKCxy ne 

BbiHiKae iHAjae: 

a) xapMiH «ct>eA3paxbiyHaH PacnyöaiKa repManiH» aöasHanae 
xapbixopbiK) ct>eA3paxbiyHaH PacnyöaiKi fepManiH, a xaKca- 
Ma BOöaacLib MapcKora Ana, nro nexpay i BOAay, hkIh npbi- 
HHraiOLib Aa xapbixapbiHHbnara Mopa, naKOAbKi OeAapaxbiy- 
HAH PacnyöniKa fepManiH axtbiLmHyane xaM cyBepanubiH 
npaBbi i lopbicAbiKUbiio y aAnaBeAHacgi 3 MixnapoAHbiM npa- 
BAM i HaüblHHAAbHblM BaKaHAAayCXBaM AAH AaCAeAaBAHHH 
KaHXbiHBHxanbHara manbctsa i SKcnnyaxaubii nro npupoA- 
Hbix pscypcay; 

b) xspMiH «PacnyöniKa Benapycb» aöaaHAHae PacnyöniKy 
Benapycb i npbi BbiKapwcxaHHi y rearpacjjiHHbiM csHce 
aöaaHAHae xapbixopbiio, hkah aHaxoAsittua naA cyBepani- 
xaxaM PacnyöniKi Benapycb i hkah y AAnaBeAHacui 3 
aaKanaAaycxBaM PacnyöniKi Benapycb i MixnapoAHbiM 
npaBAM 3HaxoA3iLma naA topbiCAbiKUbiHM PacnyöniKi 
Benapycb; 

c) xapMiHbi «aaha flaraBopHAH flanpxtaBa» i «Apyran Aara- 
BopHAH A3Hp)KaBa>> aöa3HaHaioub, y aanexnacui aa 
KaHxaKcxy, cpeAapaxbiyHyio PacnyöniKy fepManiH aöo 
PacnyöniKy Benapycb; 

d) xapMiH «acoöa» aöaaHanae cjtiaiHHyK) acoöy i KaMnaniio; 

e) xapMiH «KaMnaniH» adaananae nioöyK) KipbiAbinnyio acoöy 
aöo nioöyio apraHiaaubiio, hkah paarnHAaeuua y HKacgi 
lopbiAbiHHan acoöbi ahh naAaxKOBbix Max; 

f) xapMiHbi «npaAnpbieMCXBa aAHOn AaraBopnan Aanpxaabi» 
i «npaAnpbieMCXBa Apyrow AaraBopnan AanpxaBbi» 
aöaaHanaiOLib aAnaaeAna npaAnpbieMCxaa, hkIm Kipye 
p33iA3Hx AAHOM AarABopHAM A3HpxaBbi, i npaAnpbieMCXBa, 
HKiM Kipye p33iA3Hx ApyroM AaraBopnaM AsHpxaBbi; 

g) xapMiH «MixnapoAHaH nepaBOOKa» aöaBHanae nioöyio 
nepaB03Ky MapcKiM aöo naBexpanbiM cyAHAM, mxo 
aKcnnyaxyeuua npaAnpbieMCXBAM, 0aKXbiHHbi KipyioHbi 
opran HKora anaxoAaiULia y aahom AaraBopnaM AaHpxaae, 
aa BbiKnioH3HHeM BbinaAKay, Kani MapcKoe aöo 
naBexpanae cyAna aKcnnyaxyeuua BbiKnioHHa naMix 
nyHKXAMi y Apyrow AaraBopnaM AanpxaBe; 

h) xapMiH «xpaMaASHHiH» aöaanaHae: 

aa) y AaHbiHenni Aa OeAapaxbiynaM PacnyöniKi fepManiH - 

nioöora neMua y anaHaHHi Acnoynara aaKona OeAapa- 
xbiynaii PacnyöniKi fepManiH i nioöyio lopbiAbiHHyio 
acoöy, xaeapbicxBa i acaubiHUbiio, hkIh axpbiMnieaioLib 
CBoii cxaxyc, hk xakI, na aaKanaAaycxBy, mxo Aaenni- 
nae y OeAapaxbiynafi Pacnyöniubi fepManiH; 

bb) y AanbiHeHHi Aa PacnyöniKi Benapycb - 

nioöyio cfiiaiHHyio acoöy, hkah Mae rpaMaA3HHCXBa 
PacnyöniKi Benapycb, i nioöyio lopHAbinnyio acoöy, 
xABapbicxBA i acaubiHUbiK), mxo axpbiMniBaioub cbom 
cxaxyc, hk xaKi, na aaKanaAaycxBy, mxo AaeMHinae y 
Pacnyöniubi Benapycb; 
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i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundes- 
ministerium der Finanzen oder die Behörde, an die es 
seine Befugnisse delegiert hat; 

bb) in der Republik Belarus das Ministerium für Steuern 
und Abgaben der Republik Belarus oder sein bevoll- 
mächtigter Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die 
nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohn- 
sitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Gründung, 
des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder aufgrund eines anderen 
ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfasst 
jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften 
aus Ouellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat ge- 
legenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach vorstehendem Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist. 

Kann nach den Bestimmungen des vorstehenden Satzes der 
Status einer natürlichen Person nicht ermittelt werden, so 
regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage 
in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach vorstehendem Absatz 1 eine Gesellschaft in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 

Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 


i) TapMiH «KaMneraHTHbi opran» aöasHanae: 

aa) y BunaflKy ct>eA3paTbiyHaM PacnyöniKi FepMaHin - cpe- 
flspajibHae MiHicTapcTsa cpiHaHcay aöo opran, nKoiuiy 
HHO flaneraeana ceae naynaMOurBbi; 

bb) y BbinaflKy PacnyöniKi Benapycb - MinicTapcTBa 
na naflaxKax i aöopax aöo nro naynaMogHara 
npaflCTayHiKa. 

2. LLIto flaTbiHbiLiua npbiMHHeHHn flaflsenara FlaraflHeHHn 
flaraBopHaii AanpxaBaü, to nioöbi xapiviiH, ne BbisHanaHbi y iM, 
Mae, Kani 3 KaHTSKcry ne BbiniKae ihujae, roe sHanoHHe, nKoe 
ÖH Mae na saKanaflaycTBy rsraü flanpxaBbi y aflHocinax aa 
naflaxKay, ua hkIh pacnayctOAXBaegua flaflaenae FlaraflHeHHe. 

ApTbiKyjt 4 
PaaiflaHT 

1. flnn M3T flaflaenara FlaraflHeHHn rapMiH «paaiflaHT aflHoii 
flaraBopnaH flanpxaabi» aöaaHanae nroöyK) acoöy, nKan na 
aaKanaflaycTBy raraü flanpxaabi naflnnrae naflaxKa- 
aöKxiaflaHHio y öm na naflcxaae Mecuaxbixapcxaa, nacxannna- 
ra MecgaaHaxoflxaHHn, Mecga paricxpaubii, Mecga KipaaaHHn 
aöo nioöora inmara Kpbixapbito ananariHHara xapaKxapy. 
AflHaK, raxbi xapMin ne yK/nonae acoöy, nKan naflxinrae 
naflaxKaaöKxiaflaHHK) y raxaü flanpxaae xonbKi y flanbineHHi 
fla flaxoflay a KpbiHig y raxaü flanpxaae aöo MaeMacgi, nKan y 
eü 3Haxofl3iL4ua. 

2. y BbinaflKy, Kani y aflnaaeflHacui 3 naxiaxannnMi nyHKxa 1 
chisiHHan acoöa a'nyxineuua paaiflOHxaM aöeflaaiox flaraaop- 
Hbix flanpxay, ne cxaHOBimna BbiaHanaeima HacxynnbiM HbinaM: 

a) nna niHbiuga paaiflanxaM xom flanpxaabi, y nKOM nna Mae 
nacxanHHae xbinne; Kani nna Mae nacxannnae xbinne 
y aöefl3Biox flanpxaeax, nna niHbigua paaiflanxaM xom 
flanpxaBbi, y hkom nna Mae öonbuj gecHbin acaöicxbin i 
aKanaMinnbin cyensi (u3Hxp xbigueBbix inxapacay); 

b) Kani flanpxaea, y hkom anaxoflsiuLia gaHxp ne xbigueBbix 
inxapacay, ne Moxa öbigb BbiananaHa, aöo Kani nna ne Mae 
nacxanHHara xbinnn Hi y aflnoM 3 flanpxay, nna niHbigua 
paaiflanxaM xom flanpxaabi, y bkom nna aabinaMHa npaxbi- 
Bae; 

c) Kani nna aabinaMHa npaxbiBae y aöeflBBiox flanpxaaax aöo 
Kani nna OBbinaMHa ne npaxbiaae Hi y aflHOM a ix, nna 
ninbiuua paaiflanxaM xom flanpxaBbi, rpaMaflanHinaM nKOM 
nHa a'nynneuua. 

Kani cxaxyc xaKOM chiäinHaM acoöbi He Moxa öbigb BbiananaHbi 
y aflnaaeflHacui a nanaxannnMi nannpaflHnra CKaaa, 
KaMnexanxHbin opranbi flaraBopnbix flanpxay Bbipaiuaioub 
nbixanne na yaaeMHaü aroflae. 

3. y BbinaflKy, Kani y aflnaaeflHacui a nanaxannnMi nynKxa 1 
KaMnanin a'nynneuua paaiflanxaM aöeflaeiox flarasopHbix flanp- 
xay, xaflbi nna ninbiuua paaiflanxaM xom flanpxaBbi, y nKOM paa- 
Memnanbi ne cfiaKXbinHbi Kipyionbi opran. 

ApxbiKyn 5 

riacTanHHae npaflCTayHiuTBa 

1. flnn M3X flaflaenara riaraflHeHHH xapMin «nacxannnae 
npaflcxayniuxBa» aöaananae nacxannnae Mecua flaennacui, 
npaa nKoe noynacuK) aöo nacxKosa axbiuunynneuua flaen- 
nacub npaflnpbieMCXBa. 

2. TapMin «nacxannnae npaflcxayniuxBa» yKnionae, y npbi- 
Baxnacui: 

a) Mecua KipaBannn; 

b) aflflannenne; 


a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 


c) Kanxopy; 

d) cjDäöpbiKy; 
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e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Stein- 
bruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von 
Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den vor- 
stehenden Buchstaben a bis e genannten Tätigkeiten aus- 
zuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vor- 
bereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person, mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des nachstehenden Absatzes 6, für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die 
Vollmacht, im Namen des Unternehmens Verträge abzu- 
schließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so 
wird das Unternehmen ungeachtet der vorstehenden Absätze 1 
und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der 
Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine 
Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die im vorstehenden Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, 
würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, 
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer 
Betriebsstätte machen. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat an- 
sässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertrags- 
staat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte 
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der 
beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 


e) MaücTepHK) i 

f) pyAHiK, HacfmaByio aöo rasaeyio CBiApaßiny, Kap'ep aöo 
nioöoe iHLuae iviecua SAaöbiHbi npwpoAHbix pacypcay. 

3. ByAayHinan n/inpoyKa aöo öyAayHinbi aöo MaHtaxHbi 
aö'eKT a'ny/intoLma nacxanHHbiM npaACTayHipTBaM, ronbKi Kani 
HHbi icHyioub öonbLij ABaHauuaui Mecnpay. 

4. HnrAeASHHbi na nannpsAHin nanaxaHHi raxara apxbiKyna, 
AiHbiuua, LATO TapMiH «nacTanHHae npaACTayniuTBa» ne 
yKnionae; 

a) BbiKapbicTaHHe söyAaBaHHny BbiKnKSHHa aah m3t aaxoyBan- 
HH, A3MaHCTpaubii aöo nacTayKi xaBapay aöo Bbipaöay, nKin 
Hanexaub npaAnpbieMCTBy; 

b) yjpbiMaHHe sanacay Taaapay aöo Bbipaöay, nKin naAexaub 
npaAnpbieMCTBy, TonbKi y mstax saxoyBaHHH, ASMaHCTpaubii 
aöo nacxayKi; 

c) yjpbiMaHHe sanacay janapay aöo Bbipaöay, nKin naAexaub 
npaAnpbieMCTBy, BbiKAioMHa aaa mst nepanpauoyKi ApyriM 
npaAnpbieMCTBaM; 

d) yjpbiMaHHe nacTAAHHara Mecua AaeüHacui BbiKAioHHa aaa 
MST saKynKi xaeapay aöo Bbipaöay aöo aaa söopy incjDap- 
Maubii aaa npaAnpbieMCTBa; 

e) yjpbiMaHHe nacxaAHHara Mecua AseiiHacui BbiKAtOHna aaa 
MST axbiuuHyAeHHA aaa npaAnpbieMCTBa aioöom iHiuaM 
AaeÜHacui naAPbixroynara aöo AanaMOxnara xapaKxapy; 

f) yjpbiMaHHe nacjaHHHara Mecua AaeüHacui BbiKAioHHa aaa 
Aioöora cnaAynsHHA BiAay AaeÜHacui, ujto HaseaHbi y naA- 
nyHKxax a-e, npw yMoee, lato xaKan AaeÜHacub y U3AbiM 
nacxaAHHara Mecua AseMHacui, AKaa BbmiKae s rsxara cna- 
nyHSHHA, Mae naApbixroynbi aöo AanaMOXHbi xapaKxap. 

5. HArAeA3AHbi Ha naAaxsHHi nyHKxay 1 i 2, Kani acoöa, 
inmaA, hwm arenx s HesanexHbiM cjaxycaM, Aa akom npwMAHA- 
euua nyHKT 6, AaeMHinae aA iMA npaAnpbieMCTBa i Mae i SBbi- 
HaüHa BbiKapbicToyBae y flaraBopHaü flsnpxaee naynaMouTBbi 
saKAioHaub KaHTpaKTbi aA iMA npaAnpbieMCTBa, xo AiHbiuua, 
UJTO rsxa npaAnpbieMCTBa Mae nacxaAHHae npaACxayHiuTBa y 
rsxaM flsApxaee y AanbiHeHHi Aa aioöoh AseMnacui, AKyio rsxa 
acoöa axbiuunyAAe aaa npaAnpbieMCTBa, KaAi AseuHacub xa- 
KOM acoöbi He aöMexaBana tom, AKan npaACTayAena y 
nyHKue 4, i akba, KaAi Ana axbiuuAyAneuua npas nacxaAHHae 
Mecua AseMHacui, ne poöiub rsxa nacxaAHHae Mecua AaeÜHacui 
nacxaAHHbiM npaACxayHiuxBaM sroAHa nanaxsHHAM rsxara 
nyHKxa. 

6. npaAnpbieMCTBa ne pasrnAAaeuua ak xoe, AKoe Mae 
nacxaAHHae npaACxayHiuxBa y flaraBopnaM flsapxaBe xoAbKi 
Ha TOM naACxaBe, lato aho axwuunyAAe AseMnacub y rsxaM 
flsApxase npas öpoKepa, KaMiciAHepa aöo nioöora iHUjara 
areHxa s HesanexHbiM cxaxycaM npbi yMOBe, mxo rsxbiA acoöbi 
AseMHinaioub y paMKax CBaeü SBbinaMHaM npactjeciAHanbHaM 
AoeMHacui. 

7. Tom ctsaKT, lato KaMnaniA, AKaA s'AyuAeuua pssiAaHxaM 
aAHOM flaraBopHaM flsapxaBbi, KaHxpanioe aöo KaHxpanio- 
euua KaMnaHiAM, akaa s'AyAAeuua pssiAOHjaM ApyroM flara- 
BopnaM flsApxaBbi aöo AxaA axbiuuAynAe AseÜHaub y rsxaM 
ApyroM flsApxase (npas nacxaAHHae npaACxayHiuxBa aöo 
iHujbiM HbmaM), caM na caöe ne nepayxBapae aAHy s rsxbix 
KaMnaniM y nacxaAHHae npaACxayHiuxBa ApyroM. 

ApxbiKyA 6 

flaxoAbi afl HepyxoMaM MaeiviacLii 

1. flaxoAbi, AKiA axpbiMAiBae p33iA3Hx aAHOM flaraBopHaM 
flsApxaBbi aA HepyxoMaM MaöMacui (yKAtonaioHbi abxoa ba 
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aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Für die Anwendung dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ Grund und Boden sowie 
Gebäude. Der Ausdruck umfasst das Zubehör zum unbeweg- 
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des 
Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbe- 
weglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste 
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen. 
Der vorstehende Satz ist nur anzuwenden, soweit das Recht des 
Vertragsstaats entsprechende Vorschriften enthält. Schiffe und 
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 


(3) Vorstehender Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder 
anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die vorstehenden Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein- 
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und 
für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung 
einer selbständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das 
Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein ünternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 dieses 
Artikels in jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die 
Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie 
eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähn- 
lichen Bedingungen als selbständiges ünternehmen ausgeübt 
hätte und im Verkehr mit dem ünternehmen, dessen Betriebs- 
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte 
werden die für diese Betriebsstätte entstandenen Auf- 
wendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleich- 
gültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder 
anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des ünternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart 
sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zu- 
gerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Bestimmungen 
dieses Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden 


cenbCKaü aöo jihchom racnaflapKi), ujto SHaxoflsiuua y apyroü 
flaraBopHaü A3np>KaBe, Moryub aöKnaflaüua naAaTKaM y rajaii 
flpyroM flsnpxaae. 

2. flnn npbiMHHeHHR flaflsenara FlaraflHeHHn xapiviiH 
«nepyxoMan Maeiviacub» aöasHanae anivinio i naöyaoBbi. FaTbi 
TapMiH yKnionae Maeiviacub, flanaivioxHyio y flaHbineHHi Aa 
HepyxoMaw MaeiviacLii, xbiBÖAy i aöCTannBaHHe, lato 
BbiKapbiCToyBaiOLLLta y ceAbCKaCi i nncHoü racnaAapubi, npaobi, 
Aa RKix npbiMHHHioLma nana>K3HHi aryabnara npaoa y 
AaHbiHOHHi Aa anMenbHaü ynacHacgi, ysycppyKT nepyxoMaü 
MaeMacui i npasa Ha nepaMeHHbin aöo cjsiKcaBaHbiFi naaunxbi 
HK KaMneHcaubiH sa pacnpauoyKy aöo npaaa Ha pacnpagoyKy 
MinepanbHbix sanacay, KpbiHig i iniAbix npbipoAHbix pacypcay. 
BbimaMHasBaHbi CKas npbiMHHneuLja TonbKi xaAbi, Kani 
saKanaAaycTBa flaraBopnaM flsHpxaabi npaAyrHeA>L<Bae 
aAnaaeAHbiH naaaxaHHi. MapcKin, panHbm i naaeTpaHbiH 
cyAHbi He pasrnHAaiouua y HKacgi HepyxoMaM Maen/iacui. 

3. na/iax3HHi nyHKxa 1 npbiMHHHLOUua Aa AaxoAay, HKin 
aTpbiMniBaLouua aA npaMora BbiKapbicxaHHH, SAanbi y apaHAy 
aöo BbiKapbicxaHHH HepyxoMaM waeiviaciji y aioöom inmaM cjDopivie. 

4. naaaxaHHi nyHKxay 1 i 3 npbiMHHHtouua xaKcaMa Aa Aa- 
xoAay aA HepyxoMaä MaeMacui npaAnpbieMcxBa i Aa AaxoAay 
aA HepyxoMaü MaeMacui, HKaa BbiKapucxoyBaeuua ahh aKa- 
3aHHH HesanexHbix acaöicxbix nacnyr. 

ApTbiKy/t 7 

ripbiöbixaK afl npaflnpbiMajibHiuKaii AseMHacui 

1. ripbiöbixaK npaAnpbieMCXBa aAHOÜ flaraBopHaü flsnpxa- 
Bbi aöKxiaAaeuua naAaxKaM xoHbKi y raxau flaapxaBe, Kani 
xonbKi raxa npaAnpbieMcxsa ne axbiuUHynne KaMepubiunyio 
AaeÜHacub y Apyroü flaraBopnafi flsHpxaae npaa nacxanuHae 
npaACxayHiuxBa, hkob xaM pasMeLUHaHa. Kani npaAnpbieMcxaa 
axbiuUHynne AaeÜHacub, hk aASHanana Bbiuj3M, npuöbixaK 
raxara npaAnpbieMcxaa Moxa aöKnaAauua naAaxKaM y Apyroü 
flanpxaae, ane xonbKi y xoü uacxubi, HKaa aAHOCiuua Aa 
raxara nacxanHHara npaACxayHiuxaa. 

2. 3 yniKaM nanaxoHHHy nyHKxa 3 raxara apxbiKyna, Kani 
npaAnpbieMcxsa aAHOÜ flarasopHafi flanpxaBbi axbiuUHynne 
ABeÜHacub y Apyroü flarasopHafi flanpxase npaa nacxasHHae 
npaACxayHiuxsa, HKoe xaM paaMeuLHana, xo y Koxnafi flara- 
BopHaü flanpxase raxaMy nacxasHHaMy npaACxayniuxBy aanin- 
saeuua npbiöbixaK, HKi hho Marno ö axpuMaub y BwnaAKy, Kani 
ö hho öbino aAacoöneHbiM i acoÖHbiM npaAnpbieMCXBaM, lato 
axbiuunynne xaKyio x aöo ananariMHyio AsefiHacub y xaKix xa 
aöo ananariHHbix yMoeax i AsefiHiHae uanKaM Heaanexna aA 
npaAnpbieMcxBa, nacxansHbiM npaACxayhiuxBaM HKora hho 
a'nynneuua. 

3. ripbi Bbi3HaH3HHi npbiöbixKy nacxaHHHara npaACxayniux- 
Ba AanycKaeuua BbininaHHe sbiAaxKay, lato naneceHbi ahh m3x 
xaKora nacxaHHHara npaACxayniuxBa, yKnionaioHbi KipayniuKin 
i arynbHaaAMiHicxpaubiHHbiH BbiAaxKi, mxo naneceHbi hk y 
flanpxaBe, Ase paaMeiAHana nacxannnae npaACxayniuxBa, xaK 
i aa ne MexaMi. 

4. riaKonbKi BbiananaHHe npbiöbixKy y flaraBopnafi flanpxa- 
se, HKi aAHOCiuua Aa nacxaHHHara npaAcxayniuxBa, na acHOBe 
npanapubiHHanbHara paaMepKasaHnH arynbnafi cyMbi npbiöbix- 
Ky npaAnpbieMcxsa nro poanbiM naApaaAsnneHHHM a'Hynneuua 
SBbiHafiHafi npaKXbiKafi, niiAxo y nysKue 2 ne nepamKaAxae 
raxafi flaraBopnafi flanpxase BbiaHanaub naAaxKaaöKnaAa- 
eMbi npbiöbixaK a AanaMorafi xaKora paaMepKaBannn, hk npu- 
HHxa Ha npaKXbiubi; aAnaK, BbiöpaHw MexaA paaMepKaBannn 
naBinen Aasaub sbiniKi, HKin aAnasHAaioub npbinubinaM, lato 
aMemnaHbi y raxbiM apxbiKyne. 

5. HiHKi npbiöbixaK ne aAHOCiuua Aa nacxannnara npaA- 
cxayniuxBa na naACxase npocxafi aaKynKi raxbiM nacxanHHbiM 
npaACxayniuxBaM xasapay aöo sbipaöay ahh npaAnpbieMcxsa. 

6. flnn M3X nannpsAHix nyHKxay raxara apxbiKyna npbiöbi- 
xaK, HKi aAHOCiuua Aa nacxannnara npaACxayHiuxsa, sbiana- 
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Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, 
dass ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu ver- 
fahren. 

(7) Dieser Artikel gilt auch für die Einkünfte aus der Betei- 
ligung an einer Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf 
Vergütungen, die ein Gesellschafter einer Personengesellschaft 
von der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesell- 
schaft, für die Gewährung von Darlehen oder für die Über- 
lassung von Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Ver- 
gütungen nach dem Steuerrecht des Vertragsstaats, in dem die 
Betriebsstätte gelegen ist, den Einkünften des Gesellschafters 
aus dieser Betriebsstätte zugerechnet werden. 

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnen- 
schifffahrt dienen, können nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(3) Im Sinne dieses Artikels umfassen Gewinne aus dem 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr oder von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, 
auch 

a) Einkünfte aus der Vercharterung von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen und 

b) Einkünfte aus der Nutzung, Unterhaltung oder Vermietung 
von Oontainern (einschließlich Trailer und dazugehöriger 
Ausrüstung, die dem Transport der Oontainer dienen), die 
für den Transport von Gütern oder Waren genutzt werden, 

sofern die Vercharterung oder die Nutzung, Unterhaltung oder 
Vermietung je nach Einzelfall dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr oder von Schiffen, 
die der Binnenschifffahrt dienen, zuzuordnen ist. 

(4) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der See- oder Binnenschifffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in 
dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Hei- 
mathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Per- 
son ansässig ist, die das Schiff betreibt. 


(5) Vorstehender Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der 
Beteiligung an einem Pool, einer Bethebsgemeinschaft oder 
einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 


Haeüua koxhui roa aaubiM i tuim xa Mexaflaivi, Kaai TOjibKi ue 
öyase aacTaTKOBari i BaxKaü npbHbiHbi ann nro SMSHeHHH. 

7. PaTbi apjbiKya npbiMHHHeLma jaKcaivia aa aaxoay aa 
yaaeny y xaBapbiCTBe. flaaefi eu npbiMHHHeLma aa ysHara- 
poaxauHH, ujTO arpbiMaHa napxHepaM aa xaaapbicxBa sa 
aaeMHacub na aKasauHio nacayr xaaapbicxBy i aa npaaacxay- 
aeuHe naabiK aöo aKxbiaay, Kaai xaKoe yauarapoaxaHHe aa- 
Hociüua y aanaaeaHacui a naaaxKOBbiM aaKauaaaycxBaM fla- 
raBopHaü flanpxaBbi, y hkom paaMemaaHa nacxaaHHae npaa- 
cxayHiuxBa, aa aaxoay, bjxo axpbiMaabi napxuepaM aa raxara 
nacxaaHHara npaacxayHigxBa. 

8. Kaai npbiöbixaK yKaioaae Biabi aaxoaay, HKia paaraaaa- 
rouua acoöHa y iumbix apxwKyaax aaaaeaara PlaraaHeHHa, 
naaaxauHi raxbix apxbiKyaay ne aaKpauaioLma naaaxaHuaMi 
aaaaeuara apxbxyaa. 

ApxbiKya 8 

MapcKi, paHHbi i naaeTpaHbi TpaHcnapx 

1. ripbiöbixaK aa aKcnayaxaqbii MapcKix aöo naaexpaHbix 
cyanay y Mixuapoaubix nepaBoaKax aöKaaaaeuua naaaxKaiv 
xoabKi y xoM flaraBopHaii flaapxaee, y hkom paaMemaaHbi 
cpaKxbiHHbi KipyKjHbi opraH npaanpbieMCXBa. 

2. ripbiöbixaK aa aKcnayaxaubii cyanay pauHora xpaHcnapxy 
aöKaaaaeuua naaaxKaivi xoabKi y xom flaraBopnaM flaapxaBe, 
y HKOM pasMeujHaHbi cjDaKXbiHHbi KipyiOHbi opraH npaanpbieM- 
CXBa. 

3. flan M3X raxara apxbiKyaa npbiöbixaK aa aKcnayaxaubii 
MapcKix aöo naaexpaHbix cyanay y MixHapoaHbix nepaBOSKax 
aöo cyanay pauHora xpancnapxy yKaionae xaKcaMa: 

a) aaxoabi aa aaaubi y apanay Ha acHoee cyana öea BKinaxa 
MapcKix aöo naaexpaHbix cyanay i 

b) npbiöbixaK aa BbiKapbicxaHHH, yxpbiMaHHH aöo aaaubi y 
apaHay KanxaMHepay (yKaionaioHbi xpaMtiepbi i aöcxaxiHBaH- 
He, Luxo aaHociuua aa xpancnapuipoyKi KanxoMHepay), HKin 
BbiKapbicxoyeaiouua aan nepaeoaKi xaeapay aöo Bbipaöay, 

Kani xaKan aaaua y apaHay aöo xaKoe BbiKapucxaHHe, yxpbi- 
MaHHe aöo aaaua y apaHay, y aanexnacui aa aöcxaeiH, apyra- 
paaHbiH y aaHocinax aa aKcnayaxaubii MapcKix aöo naeexpa- 
Hbix cyaHay y MixHapoaHwx nepaeoaKax aöo cyanay paHHora 
xpaHcnapxa. 

4. Kaai cjjaKXbiHHbi KipyioHbi opraa MapcKora apaanpbieMCx- 
Ba aöo npaanpbieMCXBa panaora xpancnapxa paaMeiuHaHbi na 
öopue MapcKora aöo pauHora cyana, xaabi aiubiuua, mxo öh 
paaMemnaHbi y xom flaraBopHaCi flaapxaae, y hkom SHaxo- 
aaiuua nopx npanicKi MapcKora aöo pauHora cyana, aöo, Kaai 
xaKora nopxa HHMa, y xom flaraBopnaM flaapxaBe, paaiaaHxaM 
HKOM a'ayaaeuua acoöa, HKaa OKcnayaxye MapcKoe aöo pan- 
Hoe cyaHa. 

5. riaaaxaHHi ayHKxa 1 apbiMHHHiouua xaKcaMa aa apbiöux- 
Ky aa yaaeay y nyae, y cyMecHaü aaefiHacui aöo MixHapoaHaü 
apraHiaaubii aa aKcnayaxaubii xpaHcaapxHbix cpoaKay. 

ApTbiKya 9 

AcaubiipaeaHbiH npaanpbieMCXBbi 

1. y BbiaaaKy, Kaai: 

a) npaanpbieMCXBa aaHOM flaraaopHaM flanpxaBbi npaMa aöo 
ycKOCHa yaaeabHinae y KipaeaHHi, KaHxpoai aöo Kanixaae 
npaanpbieMCXBa apyroM flaraaopHaM flanpxaabi aöo 

b) aaHbi i xbiH X acoöbi npaMa aöo ycKocHa yaseabHinaioub y 
KipaoaHHi, KaHxpoai aöo Kanixaae npaanpbieMCXBa aaHOM 
flaraaopHaM flanpxaBbi i npaanpbieMcxaa apyroM flaraaop- 
HaM flanpxaBbi, 
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und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kauf- 
männischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder 
auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen ab- 
weichen, die unabhängige Unternehmen miteinander verein- 
baren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unter- 
nehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert 
werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Un- 
ternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet, und ent- 
sprechend besteuert, mit denen ein Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und 
handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, 
die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, 
wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten 
Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt der 
andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die 
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berück- 
sichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Per- 
son zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft an- 
sässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; 
die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden der 
Nutzungsberechtigte ist, nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Per- 
sonengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
20 vom Hundert des Grundkapitals der die Dividenden 
zahlenden Gesellschaft verfügt und dieser Anteil mindestens 
81 806,70 Euro oder den entsprechenden Gegenwert in 
belarussischer Währung beträgt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Abweichend von den vorstehenden Absätzen 1 und 2 
dürfen Einkünfte aus Rechten oder Forderungen mit Gewinn- 
beteiligung (in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus seiner Betei- 
ligung als stiller Gesellschafter oder aus partiarischen Darlehen 
und Gewinnobligationen) nach dem Recht des Staates, aus 
dem sie stammen, besteuert werden, wenn sie dort bei der 
Ermittlung des Gewinns des Schuldners abzugsfähig sind. 


(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien oder sonstige Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich- 
gestellt sind. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der 
in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit 


i y KOXHbiM BbinaflKy naMix flsyivia npaAnpbieMCTBaivii y ix 
KaMepubiMHbix aöo cjtiHaHcaBbix yaaeMaaflHociHax cTBapatou- 
Lia aöo ycraHayniBaioLma yMOBU, aaposHbiH aa tbix, HKin Meni 
6 Mecua naMi>K flByivia nesanexHbiMi npaflnpbieMCTBaMi, jaflbi 
nioöbi npbiöbiTaK, HKi Mor 6bi öbiub HaninaHbi aflHaiviy 3 ix, a/ie 
3-3a HanyHacui raxbix yMoy He öbiy HMy HaniHaHbi, MOxa öbipb 
yKniOHaHbi y npbiöbiraK rsjara npaflnpbieMCTBa i, aflnaeeflHa, 
aÖKnaflaeHbi naflaxKaivi. 

2. y BbinaAKy, Ka/ii aAHa flaraBopHan flaHpxasa yKniOHae y 
npbiöbiraK npaAnpbieMCTBa rsraü flanpxaBbi i aAnaaeAHa aö- 
K/iaAae naAarKan/i npbiöbiraK, na HKOMy npaAnpbieMcrea Apy- 
roM flaraBopHaii flsnpxaBbi aöKnaAaeuua naAarKaivi y rarati 
ApyroM flanpxaBe, i npbiöbiraK, raKin/i MbiHaM yKntOHaHbi, a'^ynH- 
euua npbiöbirKan/i, HKi öbiy öbi HaninaHbi npaAnpbieMcray nep- 
maM HaaBanaM flanpxaBbi, Kani ö yMOBbi ysaeiviaaAHOCiH naiviix 
Asyivia npaAnpbien/icrBaMi öbini ö yMoaaMi, HKin icnyiOLib naiviix 
HeaanexHbiMi npaAnpbieMcrBaivii, raAbi rara Apyran flanpxaBa 
poöiub aAnaaeAHyio nanpayKy y cyMe naAarKy, mro cnara- 
HHeuua 3 rarara npbiöbirKy. Flpbi BbiaHanaHHi raKOM nanpayKi 
naaiHHbi yniHBauüa iHAJbm nanaxaHHi AaAaenara FlaraAHeHHH, 
a KaMneranrHbiFi opraHbi flaraBopHbix flanpxay naBiHHbi npa- 
KaHcynbraBauMa aAsiH 3 aAHbiM npbi HeaöxoAHacui. 

ApTbiKy/1 10 
flblBiflaHAbl 

1. flbiBiA3HAbi, mro BbinnaHBaiOLma KaivinaHiFiM, HKan 
s'nynFieuLia pasiASHraM aAHofi flaraBopHafi AanpxaBbi, 
pa3iA3Hry Apyroü flaraBopnaM flsnpxaBbi, Moryub aöKnaAauua 
naAarKaMi y rarafi Apyrow flanpxaBe. 

2. AAHaK, raKiH AbiBiA3HAbi Moryub raKcaivia aöKnaAauua 
naAarKaMi y roM flaraBopHaü flanpxaBe, paaiAanraM hkom 
a'nynneuua KaMnanin, mro BbinnanBae AtisiAaHAbi, i y 
aAnaaeAHacui 3 saKanaAaycrBaM raraü flsnpxaBbi, ane Kani 
arpbiManbHiK a'nynneuua canpayAHUM ynaAanbHiKaM 
AbiBiA3HAay, cnaraHneMbi naAaraK He nepaebimae: 

a) 5 npauanray BanasoM cyMbi AbiBiA3HAay, Kani canpayAHbiM 
ynaAanbHiKaM a'nynneuua KaMnanin (inman hhm raea- 
pbicrea), nKan nenacpaAHa BanoAae ne Menm hwm 20 npa- 
U3HraMi aKUbinnepnara Kanirany KaMnanii, mro Bbinnansae 
AbiBiA3HAbi, i rarbi yAsen CKnaAae ne Menm hhm 81.806,70 
eypa aöo aAnaeeAHbi aKBiBanenr y öenapycKafi sanioue; 

b) 15 npauanray BanaeoM cyMbi AbiBiAanuay Ba ycix inmbix 
BbinaAKax. 

Fsrbi nyHKr ne aaKpanae nauarKaabKnauannn KaMnanii y 
AanbiHeHHi Aa npbiöbirKy, 3 nKora BbinnaHBaiouua AbiBiA3HAbi. 

3. HnrneAsnnbi na nanaxanni nynKray 1 i 2, AaxoA, HKi 
arpbiMnisaeuua aA npaBoy aöo AayraBbix narpaöaBahnny, mro 
yAsenbHinaioub y npbiöbirKy (yKnionaiOHbi, y BbinaAKy OeAapa- 
rbiynan PscnyöniKi FepManin, AaxoA naciynara yAsenbHiKa 
(«stiller Gesellschafter») aA nro yAseny hk raKora aöo aA 
«partiarisches Darlehen» aöo «Gewinnobligationen»), nKi 
naAnnrae BbiniHSHHnM npu BbisHansHHi npbiöbirKy AayxniKa, 
Moxa aöKnaAauua nauarKaM y roü flaraBopHaü flanpxaee, y 
nKOM ÖH ysHiKae, y aAnaseAnacui 3 saKanauaycrBaM rsraü 
flsnpxaBbi. 

4. TspMiH «AbiBiA3HAbi» npbi BbiKapbicraHHi y rsrbiM 
aprbiKyne aöasHanae AaxoA au aKUbiü aöo inmbi AaxoA, HKi 
naAnnrae raKOMy x naAarKoeaMy psrynnBaHHio, nK AaxoA aA 
aKUbiii na saKanaAaycrBy roü Aanpxaebi, pasiAanraM nKoü 
3'nynneuua KaMnanin, mro pasMnpKoysae npbiöbiraK. 

5. nanax3HHi nynKray 1 i 2 ne npbiMnnntouua, Kani 
canpayAHbi ynaAanbniK AbiBiA3HAay nK psaiAanr aAHOÜ 
AaraBopHaü Aanpxasbi axbiuunynne KaMepubiÜHyio 
AseÜHacub y Apyroü AaraBopnaü Aanpxaee, p33iA3HraM nKoü 
3'nynneuua KaMnanin, mro Bbinnaneae AbiaiAanAbi, npas 
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durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 
zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzu- 
wenden. 


(6) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesell- 
schaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, 
so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft ge- 
zahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Divi- 
denden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt 
werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat ge- 
legenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht ausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise 
aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 


Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates be- 
steuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der 
Zinsen der Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des Brutto- 
betrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des vorstehenden Absatzes 2 gilt Folgendes: 

a) Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen 
und an die Regierung der Republik Belarus oder an die 
Nationalbank der Republik Belarus gezahlt werden, sind von 
der deutschen Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus der Republik Belarus stammen und an die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche 
Bundesbank, die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder die 
Deutsche Finanzierungsgesellschaft für Beteiligungen in 
Entwicklungsländern gezahlt werden, sowie Zinsen für ein 
durch HERMES-Deckung verbürgtes Darlehen sind von der 
belarussischen Steuer befreit; 

c) alle in Absatz 1 genannten Zinsen können nur in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem der Empfänger an- 
sässig ist, wenn dieser Empfänger der Nutzungsberechtigte 
der Zinsen ist und die Zinsen gezahlt werden 

aa) im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung 
auf Kredit, 

bb) für ein von einer Bank oder einem anderen Kredit- 
institut gewährtes Darlehen jeder Art, das im Zu- 
sammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmän- 
nischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung gewährt 
wird. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners aus- 
gestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen 
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der damit ver- 
bundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zu- 


nacTaHHHae npaflcrayHiuTBa, HKoe pasMeiuHaHa y ev\, aöo 
aKasBae y rsraü apyroti flsnpxaae HesanexHbin acaöicTbin 
nac/iyri s nacTanHHaü öasbi, HKan pasMeiuHaHa xaivi, i yasen, y 
aaMbiHeHHi aa nKora BbinnaHBatoLiua abiBiaanabi, canpayabi 
aaHociuua aa raKora nacrariHHara npaacTayHipTBa aöo 
nacTanHHaM öasbi. V xaKiM BbinaaKy npbiMHHFiiOLma naaaxsHHi 
apjbiKyna 7 aöo apxbiKyaa 14, y sanexHacgi aa aöcxaBiH. 

6. y BbinaaKy, Kaai KaMnaniH, nKan s'nynneaua pssiaaHxaM 
aaHOM flaraBopnaM flsnpxaBbi, axpbiMoiBae npbiöbixaK aöo 
aaxoabi s apyroii flaraBopnafi flsnpxaBbi, rsxa apyran 
flsnpxaaa ne aöKaaaae HinKiM naaaxKaM abiBiasHaw, HKin 
BbinnaHBarouua KaMnaHinü, sa BbiKmonsHHeivi, Kaai xaKia 
abiBiaöHabi BbinaanBaioLma pssiasHxy rsxaü apyroü 
flsnpxaBbi aöo yasen, y aaHbineHHi aa aKora BbinaaHBaKJUua 
abiBiaanabi, canpayabi sansaHbi s nacxanHHbiM 
npaacxayHiuxBaM aöo nacxanHHaü öasaü, mxo pasMeianaHbi y 
rsxaä apyroü flsnpxaae, i ne naasaprae HepasMepKaBanbi 
npbiöbixaK Kan/inaHÜ naaaxKy na HepasMepKaBanbi npbiöbixaK 
KaivinaHii, naoax Kaai BbinaanBaeivibiH abiBiaanabi aöo 
HepasMepKaBaHbi npwöbixaK CKaaaaiouLia noynacpio aöo 
nacxKOBa 3 npbiöbixKy aöo aaxoaay, HKin ysHiKatogb y xaKOM 
apyroM flsapxaae. 

ApTbiKyn 11 
npaL|3HTbl 

1. FIpaasHXbi, HKia ysHiKaioab y aanoM flaraBopnaM flsap- 
xaae i BbinaaHBatouaa pssiasHxy apyroa flaraBopnaM flsapxa- 
Bbi, Moryub aöKaaaaaua naaaxKaivii y rsxaM apyroä flaapxaae. 

2. AanaK, xaKia npauaaxbi Moryub xaKcaiuia aöKaaaauua na- 
aaxKaMi y xoü flaraBopaaM flsapxaae, y hkom aabi ysaiKaioub, 
i y aflnaaeAHacui 3 3aKaHaflaycxBaM rsxaä fl3HpxaBbi, aae 
Kaai axpbiMaabHiK a'ayaaeüua canpayflHbiM yaaflaabaiKaM npa- 
USHxay, cnaraHaeMbi naAaxaK ae nepaBbimae 5 npausaxay 
BaaaBOM cyMbi npapsaxay. 

3. HaraeAsaabi aa naaaxsaai nyaKxa 2, 

a) npapsaxbi, aKia yaaiKaiopb y ct)eA3paxbiyaaM Pscnyöaipbi 
Fepiviaaia i BbinaaaaaioLma VpaAy PscnyöaiKi Beaapycb aöo 
HaubiaaaabaaMy öaaKy PacnyöaiKi Beaapycb, BbiaBaaatouua 
aA repMaacKara naAaxKy; 

b) npauaaxbi, aKia yaaiKaiOLib y Pacnyöaiubi Beaapycb i Bbinaaa- 
BaiOLiua VpaAy OeAapaxbiyaaw PscnyöaiKi Fepiviaaia, Deut- 
sche Bundesbank, Kreditanstalt für Wiederaufbau aöo Deut- 
sche Finanzierungsgesellschaft für Beteiligungen in Ent- 
wicklungsländern, i npagsaxbi, mxo BbinaaHsaioüLia y Aaabi- 
aeaai Aa nasbiKi, aKaa rapaaxaeaaa Hermes-Deckung, 
BbiSBaaaiOLma aA öeaapycKara naAaxKy; 

c) aioöbia npausaxbi, aö aKix raBopbiuua y nyaKue 1, aöKaa- 
Aaiouua naAaxKaM xoabKi y xom flaraBopaaä flsapxaee, 
p33iA3axaM aKOM s'ayaaeuua axpbiMaabaiK, Kaai xaKi axpbi- 
MaabaiK s'ayaaeuua canpayuabiM yaaAaabaiKan/i npauaa- 
xay i Kaai xaKia npauaaxbi Bbinaaaeaiouua: 

aa) y cyeasi 3 npoAaxan/i y KpsAbix aioöora npan/ibicaoBa- 
ra, KaMepubiüaara aöo aaeyKOBara aöcxaaaaaaaa; 

bb) na naabiuw aioöora Biuy, mxo npaAacxayaeaa öaaKaM 
aöo atoöoM iamaä cfiiaaacaBaM ycxaaoBaä, Aaa caAseä- 
aiaaaaa npoAaxy aioöora npaivibicaoBara, KaiviepubiM- 
aara aöo aaByKOBara aöcxaaaaaaaa. 

4. Tspiviia «npausHXbi» npbi BbiKapbicxaaai y raxbiM apxbi- 
Kyae aöasaaaae AaxoA aA Aayraabix naxpaöaaaaaay aioöora 
BiAy, öes saaexaacui aa inaxsaaara aaöecnaasaaa i öes sa- 
aexaacui aA BaaoAaaaa npaaaM aa yAsea y npbiöwxKax Aayx- 
aiKa, i, y npbioaxaacui, AaxoA aA ypaAaBbix Kamxoyabix nanep 
i AaxoA aA aöairaubiM aöo Aayraabix aöaaasaueabcxBay, yKaio- 
aaioabi npsMii i Bbiärpbimbi na rsxwx Kamxoyabix nanepax, aöai- 
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schlage für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne 
dieses Artikels. Der Ausdruck „Zinsen“ umfasst nicht die in 
Artikel 10 behandelten Einkünfte. 

(5) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 sind nicht anzu- 
wenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungs- 
berechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen 
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die 
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stam- 
mend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner 
Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebs- 
stätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die 
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebsstätte oder der 
festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebs- 
stätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die 
Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstätte 
oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Be- 
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte 
ist, im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Emp- 
fänger der Lizenzgebühren der Nutzungsberechtigte ist, nicht 
übersteigen 

a) 3 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von Absatz 3 Buchstabe a dieses Artikels; und 

b) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von Absatz 3 Buchstabe b dieses Artikels. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die gezahlt werden 

a) für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von 
Urheberrechten an wissenschaftlichen Werken, Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 
oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kauf- 
männischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen; und 

b) für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung 
von Urheberrechten an literarischen oder künstlerischen 


raubiHX i flayrasbix aöaBnsauenbCTBax. flnn m3t ratara apxbi- 
Kyna mTpacjjbi aa HecBoenacoBbrn nnaunxbi ne paarnnflatOLiua 
y FiKacui npausHTay. AanaK, japMiH «npauaHTbi» He yKnionae 
flaxofl, aö HKiM raBopbiuua y apxbiKyne 10. 

5. flanaxoHHi nyHKjay 1-3 He npuMHHHioLma, Kani canpay- 
flHbi yjiaAa/ibHiK npauaHxay hk paaiflanx aflHofi flaraBopnaM 
flanpxaBbi axbiuunynHe KaMepubiMHyio flaeÜHacLib y apyroü 
flaraBopHaü flaHpxaae, y hkom yaniKaioub npausHxbi, npaa na- 
cxaaHHae npaACxayHiuxBa, mxo paaMemnaHa y efi, aöo axaaaae 
y raxaM Apyrow flanpxaBe neaanexHbiH acaöicxbiH nacnyri a 
nacxaHHHaM öaabi, HKan xaM paaMemHana, i Aayraaoe naxpa- 
öaBaHHe, na naACxaae HKora BbinxiaHBaiOMua npapaHXbi, ca- 
npayAbi aAHOCiima Aa xaKora nacxaHHHara npaACxayHipxBa 
aöo Aa nacxaHHHaii öaabi. V xaKiM BbinaAKy npbiMHHHiOLma 
nanaxaHHi apxwKyna 7 aöo apxbiKyna 14, y aanexHacpi aA 
aöcxaaiH. 

6. JliHbiLiua, mxo npauanxbi yaniKaiOLib y flaraBopnaM Aanp- 
xaae, Kani nnapenbrnnbiKaM a'Hynneima caivia raxa flanpxaaa, 
SnivinH, MHCpoBbi opran ynaAbi aöo paaiAanx raxati flanpxaBbi. 
Kani, aAHaK, acoöa, nKan BbinnaHBae npauanxbi, neaanexna 
aA xaro, a'nynneuua nna paaiAanxaM flaraBopnaM flanpxaBbi ui 
He, Mae y flaraBopnaM flanpxaae nacxannnae npaACxayniuxBa 
aöo nacxannnyio öaay, y cyanai a nKiMi yaniKna aanaabinanacub, 
na HKOM BbinnaHBaiouua npauanxbi, i pacxoAbi na Bbinnaue 
raxbix npauBHxay nnce raxa nacxannnae npaACxayniuxea aöo 
nacxannnan öaaa, xo ninbiuua, mxo xaKin npauänxbi yanixaioub 
y xon flanpxaee, y hkom anaxoASiuua nacxannnae npaACxay- 
niuxBa aöo nacxannnan öaaa. 

7. Kani na npbinbine acaöniBbix aAnocin naMix nnauenb- 
mnbiKaM i canpayAnbiM ynauannnixaM npauanxay aöo naMix iMi 
aöOAsyMa i nKon-neöyASb xpaunn acoöan cyMa npauanxay, mxo 
aAHOCiuua Aa Aayraeora naxpaöaBannn, y cyenai a nKiM nnni 
BbinnaHBaiouua, nepaabimae cyMy, nKan öbina ö yaroAnena 
naMix nnauenbmnbiKaM i canpayAnbiM ynaAanbniKaM npauan- 
xay npbi aAcyxnacui xaKix aAnocin, xo nanaxanni raxara 
apxbiKyna npbiMnnntouua xonbKi Aa anornnnn naaBanan cyMbi. 
y xaKiM BbinaAKy aanimnnn nacxKa nnaunxy na-panenmaMy 
naAnnrae naAaxKaaöKnaAannio y aAnaaeAnacui 3 aaKanaAay- 
cxBaM KOXHaii flaraBopnati flanpxaBbi a nanexnbiM yniKaM 
inmbix nanaxannny AaAsenara FlaraAHennn. 

ApxbiKyn 12 
PoHjiui 

1. Ponnui, nKin yaniKaioub y aAnofi flaraBopnati flanpxaae i 
BbinnaHBaiouua paaiAonxy Apyrofi flaraBopnaii flanpxaBbi, mo- 
ryub aöKnaAauua naAaxKaM y raxaCi Apyron flanpxaae, Kani 
xaKi paaiABHX a'nynneuua canpayAnbiM ynaAanbniKaM ponnui. 

2. AAHaK, xaKin ponnui Moryub xaKcaMa aöKnauauua naAax- 
KaM y xoM flaraBopnafi flanpxaae, y nKoü nnbi yaniKaioub, i y 
aAnaBOAuacui 3 aaKanauayoxBaM raxaü flanpxaBbi, ane Kani 
axpbiManbniK a'nynneuua canpayAnbiM ynaAanbniKaM ponnui, 
cnaranneMbi naAaxaK ne nepaBbimae: 

a) 3 npauanxbi Banaeon cyMbi ponnui y anaHanni naunyHKxa 

(a) nynKxa 3 raxara apxbiKyna; i 

b) 5 npauanxay BanaaoM cyMbi ponnui y anaHanni naunyHKxa 

(b) nynKxa 3 raxara apxbiKyna. 

3. TapMiH «ponnui» npbi BbiKapbicxanni y raxbiM apxbiKyne 
aöaananae nnaunxbi nioöora BiAy, mxo axpbiMaHbi y nKacui 
yanarapoAxannn: 

a) aa BbiKapbicxanne aöo aa npaAacxaynenne npaaa BbiKapu- 
cxannn nioöora ayxapcKara npaoa na xBopbi naayKi, na- 
xanxa, raHAnöBafi MapKi, Abiaanna aöo MaAsni, nnana, ca- 
Kpaxnaü cfiopMynbi aöo npauacy aöo aa incjjapMaubiio, mxo 
AaxbiHbiuua npaMbicnoBara, KaMepubiünara aöo naayKOBa- 
ra Bonbixy; i 

b) aa BbiKapbicxanne aöo aa npaAacxaynenne npaea BWKa- 
pbicxannn nioöora ayxapcKara npaea Ha xBopbi nixapaxypbi 
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Werken, einschließlich kinematographischer Filme, Filme 
oder Bandaufnahmen für Rundfunk und Fernsehen oder für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung jeder Art 
von Ausrüstung und Transportfahrzeugen. 

(4) Vorstehende Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsbe- 
rechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzge- 
bühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte 
oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Ein- 
richtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Flat aber der Schuldner 
der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver- 
tragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der 
Betriebsstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden 
und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste Ein- 
richtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 
gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne 
von Artikel 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, 
können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen, das Be- 
triebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu 
einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit 
im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich 
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder 
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können im 
anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, 
von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, oder Vermögen 
- außer unbeweglichem Vermögen -, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den vorstehenden 
Absätzen 1 bis 3 nicht genannten Vermögens können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 


aöo MacxauTBa, yK/iioHaioHbi KiuacjDmbMbi i cjjinbMbi aöo 
n/ieuKi Ann paAwe aöo TaAebanaHHa, aöo sa BbiKapbicxaH- 
He aöo sa npaAacxayAeHHe npaoa BbiKapbiCTauHn ycix 
BiAay aöCTaAHBaHHH i xpaHcnapTHbix cpoAKay. 

4. rianaxsHHi nyuKTay 1 i 2 ne npbiMHHmouLia, KaAi ca- 
npayAHbi yaaAanbHiK ponnpi hk pssiAanx aahom flaraBopnaM 
flsnpxaBbi axbiLmnynne KaMepubiMHyto AseiiHacLib y Apyroii 
flaraBopuaM Aanpxaae, y hkom ysHiKaioub ponnpi, npas pas- 
MeiAHaHae y öm nacxanuHae npaAcxayHiuxBa, aöo aKasBae y 
rsxaw Apyroii flsnpxaae HesaAexHbin acaöicxbin nacAyri s na- 
cxaHHHaü öasbi, mxo pasMemHana xaM, i npaaa aöo MaeMacub, 
y AaubiHeHHi Aa nKix BbinnaHBatOLiua ponnui, canpayAbi 
SBHsaHbi 3 xaKiM nacxaHHHbiM npaACxayuiuxBaM aöo 
nacxanHHaü öasaü. V xaKiM BunaAKy npbiMHHnioLma 
nanaxsHHi apxwKyna 7 aöo apxwKyna 14, y saAexuacui aA 
aöcxaBiu. 

5. JliHbiULia, mxo ponApi ysHiKaroub y flaraBopuail flsnp- 
xaBe, KaAi nAaueAbmAbiKaivi s'HyAHeuua caMa rsxa flSHpxaoa, 
3amaa, MHCpoBbi opxaH yASAbi aöo ps3iA3Hx rsxaü flsnpxaBbi. 
KaAi, aAHaK, acoöa, nKan BbinAanaae poHApi, nesaAexna aA 
xaro, s'nyAneppa nna pssiAanxaM flaraBopnafi flsnpxaBbi pi 
ne, Mae y flaraBopnaü flsnpxaee nacxannnae npaACxaynipxea 
aöo nacxannnyio öasy, y cyensi s nKiMi ysniKAa aöaensa- 
peAbcxBa BbinnaHBapb ponnpi, i xaKin ponnpi BbinnaHBaioppa 
rsxbiM nacxanHHbiM npaACxaynipxeaM aöo nacxannnafi öasaü, 
xaAbi AiHbippa, mxo xaKin ponnpi ysniKaiopb y xom flaraBopnaii 
flsnpxaee, y akom snaxoASippa nacxannnae npapcxaynipxBa 
aöo nacxannnan öasa. 

6. Kani na npbinbine acaöniBbix apnocin naMix nnapenb- 
mnbiKaM i canpayAnbiM ynaAanbniKaM ponnpi aöo naMix iMi aöo- 
AsyMa i AKOM-neöyASb xpspnn acoöan cyMa ponnpi, mxo apno- 
cippa Aa BbiKapbicxannn, npasa aöo incjtapMapbii, na naACxaee 
AKix nnbi BbinnauBaioppa, nepaebimae cyMy, nKan öbina ö 
ysroAnena naMix nnapenbrnnbiKaM i canpayAnbiM ynaAanb- 
niKAM ponnpi npbi aAcyxnacpi xaKix aAHOCin, nanaxsnni rsxara 
apxbiKyna npbiMnnnioppa xonbKi Aa anornnnti nasBanan cyMbi. 
y xaKiM BbinaAKy sanimnnn nacxKa nnapnxy na-panenmaMy 
naAnnrae naAaxKaaöKnaAannio y aAnaaeAnacpi s saKanaAay- 
cxBAM Koxnaü flaraBopnan flsnpxaBbi s nanexnbiM yniKaM 
inmbix nanaxsnnny AaAsenara FlaraAnennn. 

ApxbiKyn 13 

flaxoflbi ap, aAHyxsHHFi Maemacpl 

1. flaxoAbi, mxo axpbiMAioae pssiAanx aAnon flaraBopnan 
flsnpxaBbi AA aAnyxsnnn nepyxoMan MaöMacpi, aö nKoü raao- 
pbippa y apxbiKyne 6, mxo pasMemnana y Apyron flaraBopnan 
flsnpxaae, Morypb aÖKAAAappa naAaxKAMi y rsxan Apyroii 
flsnpxaae. 

2. flaxoAbi AA AAnyxsnnn MaöMacpi, mxo CKnapae nacxKy 
KAMeppbinnaM MaöMacpi nacxannnara npaACxaynipxBa, nKoe 
npaAnpbieMcxBa aAnoü flaraBopnan flsnpxaBbi Mae y Apyroü 
flaraBopnan flsnpxaae, aöo MaöMacpi, mxo apnocippa pa 
nacxannnan öasbi, pacxynnan pssipsnxy apnofi flaraeopnan 
flsnpxaBbi y ppyron flaraBopnan flsnpxaae pnn aKasannn ne- 
sanexnbix acaöicxbix nacnyr, yKnionaiOHbi xaKin paxopbi ap 
apnyxsnnn xaKora nacxannnara npapcxaynipxea (acoöna aöo 
y cyKynnacpi s psahm npapnpbieMcxBaM) aöo xaKon nacxannnan 
öasbi, Morypb aöKnapappa napaxKAM y rsxan ppyron flsnpxaee. 

3. flaxopbi ap apnyxsnnn MapcKix aöo naeexpanbix cypnay, 
mxo SKcnnyaxyioppa y Mixnapopnbix nepaeosKax, cypnay pan- 
nora xpancnapxa aöo MaöMacpi, inman, nbiM nepyxoMan Maö- 
Macpb, mxo apnocippa pa SKcnnyaxapbii xaKix MapcKix, na- 
Bexpanbix aöo pannbix cypnay, aöKAapaioppa napaxKAM xoabkI 
y xoM flaraBopnan flsnpxaae, y nKon pasMemnanbi cjraKXbinnbi 
Kipyionbi opran npapnpbieMCXBa. 

4. flaxopbi ap apnyxsnnn Aioöon MaöMacpi, aKpaMn nepa- 
Ainanan y nynKxax 1 - 3, aöKAapaioppa napaxKAM xonbKi y xon 
flaraBopnan flsnpxaae, pssipsnxaM nKon s'nynneppa acoöa, 
nKan apnyxae MaöMacpb. 
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Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger 
Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur 
Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Ver- 
fügung, so können die Einkünfte im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur 
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird 
im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort aus- 
geübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen 
Staat besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit be- 
zieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 
12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres 
beginnt oder endet, aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 
Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs im internationalen 
Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt 
dient, ausgeübt werden, in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet, das das Schiff oder Luftfahrzeug 
betreibt. 

(4) Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes 2 finden 
keine Anwendung auf Vergütungen für Arbeit im Rahmen ge- 
werbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähn- 
liche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Ver- 
waltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Ver- 
tragsstaat ansässig ist, können im anderen Staat besteuert 
werden. 


ApTbiKyn 14 

He3ane>KHbin acaöicTbin nacjiyri 

1. Aaxofl, HKi ajpbiMniBae pasiflauT afluOM flaraBopuaM Aaap- 
xaBbi y AaHbmeHHi Aa npacjDecinHanbHbix nacnyr aöo iHmati 
AseMHacLii He3aAe>KHara xapaKxapy, aöKnaAaeuua naAaxKaM 
TOAbKi y rajafi flanpxaße, aa BbiKJiioHaHHeM BbinaAKay, Kaai öh 
Mae parynapua AacTynuyK) nacTaaHuyio öaay y Apyroü flara- 
BopHaü flaapxaee aah axbiLmayneHHH ceaeM AaeMHacpi. Kaai 
ÖH Mae Taxyio nacTaaHuyio öaay, AaxoA Moxa aöKnaAauua 
naAaxKaM y Apyroü flaapxaee, ane TonbKi na AaxoAy, aKi 
aAHOciLiua Aa rajaii nacTaaHHafi öaabi. 

2. TapMiH «npacpeciHHajibHbiH nacnyri» yKnionae, y npbiBar- 
Hacui, HeaanexHyio HaeyKOByK), niTapaxypHyio, apTbiCTbiHHyio, 
aAyKapbiMHyio aöö BbiKnaAHbiuKyio AseMHacub, xaKcaMa hk i 
HeaanexHyio AaeMHacub ypanoy, ayÖHbix ypanoy, aABaKaray, 
iHXbiHepay, apxiraKxapay i öyxraaxapay 

ApxbiKyA 15 

SanexHbiH acaSicTbin nacnyri 

1. 3 yniKaM naxiaxaHHFiy apxbiKyjiay 16-19 aapaöoxHan nxia- 
xa i iHLAbiH naAOÖHbia yanarapcAxaHHi, hkIh axpaiMaieae 
paaiABHx aAHOM flaraBopHaü flaapxaßbi y AaHbmeHHi Aa pa- 
öoxbi na HaMMy, aöKxiaAaiOLma naAaxKaM xonbKi y raxati 
flanpxaße, Kani xoxibKi paöoxa na HaÜMy ne axbiLmHynHeima y 
ApyroM flaraBopHaü flaapxaee. Kani paöoxa na HaÜMy axbig- 
LiayxmeLma xaxiM HbmaM, yanarapoAxaHHi, mxo axpbiManbi y 
cyBHai 3 raxbiM, Morypb aöKxiaAapLia naAaxKaM y raxafi Apyroü 
flanpxaße. 

2. HnrneASRHbi na naxiaxaHHi nyHKxa 1 , yanarapoAxaHHe, 
RKoe axpbiMxiiBae paaiASHx aAHofi flaraBopHaü flaapxaßbi y Aa- 
HbmeHHi Aa paöoxw na HaÜMy, mxo axbiLmHyrmeuLta y ApyroM 
flaraBopnaii flanpxaße, aöKnaAaeuua naAaxKaM xonbKi y 
nepmaü HaasanaM flanpxaee, Kani: 

a) axpbiManbHiK anaxoAaiuua y ApyroM flanpxaee na npaunry 
nepbinAy aöo nepbinAay, nKin ne nepaebimaioub yeoryne 
183 AHi y nioöbiM ABanauuaulMecnHHbiM nepbinAae, nKi na- 
Hbinaeuua aöo aaKaHHeaeuua y aAnaeeAHbiM naAaxKOBWM 
roAse, i 

b) yanarapoAxaHHe BbinnanBaeuua HaüManbHlKaM aöo aA iMn 
HawManbHiKa, nKi ne a'nynneuua paalAOHxaM Apyron flanp- 
XaBbl, i 

c) pacxoAbi na Bbinnaue yanarapoAxaHnn ne nnce nacxann- 
nae npaACxayniuxBa aöo nacxannnan öaaa, nKin nauManb- 
HiK Mae y Apyroü flanpxaee. 

3. HnrneAsnHbi na nannpoAHin nanaxanni raxara apxbiKyna, 
yanarapoAxaHHe, nKoe axpbiMniBaeuua y AaHbmeHHi Aa 
paöoxbi na naMMy, mxo axbiuunynneuua na öopue MapcKora 
aöo naeexpanara cyAua, nKin OKcnnyaxyKJuua y MixnapoAHbix 
nepaBoaKax, aöo na öopue pannora cyAua, MOxa aöKnaAauua 
naAaxKaM y xom flaraßopnaM flanpxaee, y hkom paaMemnaHbi 
cjtaKXbiHHbi KipyiOHbi opraH npaAnpbieMCXBa, nKoe OKcnnyaxye 
MapcKoe, paHHoe aöo naBexpanae cyAHa. 

4. rianaxaHHi nyHKxa 2 ne npbiMnnniouua Aa yanarapo- 
AxaHHn aa paöoxy na nauMy y paMKax npacpecinHanbHaM 
nepaycxynKi HaöMHara paöoxniKa ApyroMy paöoxaAayuy. 

ApxbiKyn 16 
läHapapbi AbipaKxapay 

ranapapbi AbipoKxapay i inrnbin naAOÖHbin Bbinnaxw, nKin 
axpbiMnieae paaiAanx aAHoti flaraßopnaM flanpxaBbi y nKacui 
Hnena caaexa AbipoKxapay KaMnanii, nKan a'nynneuua paaiAan- 
xaM ApyroM flaraßopnaM flanpxaabi, Moryub aöKnaAauua nauax- 
KaMi y raxaM ApyroM flanpxaae. 
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Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1 ) Ungeachtet der Artikel 7, 1 4 und 1 5 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen 
Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 
14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Diese Einkünfte werden jedoch in dem im vorstehenden 
Absatz 1 genannten Staat nicht besteuert, wenn die Tätigkeit 
bei einem Aufenthalt in diesem Staat durch eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person ausgeübt wird, und der Aufent- 
halt unmittelbar oder mittelbar von dem anderen Staat, einem 
seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder von 
einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten Ein- 
richtung finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler 
oder Sportler ansässig ist. 

Artikel 18 

Ruhegehälter, Renten 
und ähnliche Zahlungen 

(1) Erhält eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen oder Renten, so 
können diese Bezüge nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung des anderen Vertrags- 
staats erhält, können abweichend von vorstehendem Absatz 1 
nur in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat, eines seiner Länder oder eine ihrer Gebiets- 
körperschaften an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person für einen Schaden zahlt, der als Folge von Kriegshand- 
lungen oder politischer Verfolgung oder des Wehr- oder Zivil- 
diensts entstanden ist (einschließlich Wiedergutmachungsleis- 
tungen), können abweichend von Absatz 1 nur im erstge- 
nannten Staat besteuert werden. 

(4) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, 
der regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich 
oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeit- 
abschnitts aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese 
Zahlungen als Gegenleistung für in Geld oder Geldeswert be- 
wirkte angemessene Leistung vorsieht. 

(5) Unterhaltszahlungen, einschließlich derjenigen für Kinder, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, sind in dem 
anderen Staat von der Steuer befreit. Das gilt nicht, soweit die 
Unterhaltszahlungen im erstgenannten Staat bei der Berech- 
nung des steuerpflichtigen Einkommens des Zahlungsver- 
pflichteten abzugsfähig sind; Steuerfreibeträge zur Milderung 
der sozialen Lasten gelten nicht als Abzug im Sinne dieser 
Bestimmung. 


Artikel 19 
Öffentlicher Dienst 

(1) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von 
einem Vertragsstaat, einem seiner Länder oder einer ihrer 


ApTbiKy/1 17 
ApTblCTbl i CnapTCMeHbl 

1. HnrneflSHHbi ua nanaxauHi apjbiKynay 7,14 i 15, Aaxofl, 
HKi aTpbiMnisae pasiflSHT aflHofi flaraBopuaM flsapxaBbi y 
HKacui paöoTHiKa MacTauTBay, xaKora, hk apxbicT Taaxpa, Kino, 
paflbie aöo raneöaHaHHFi, aöo MysbiKaHta, aöo y HKacui cnaprc- 
Mena aa aro acabicraü flseMHacgi rk xaKOM, ujto axbiLiuayna- 
eaua y apyroü flaraBopnaM flsapxaae, Moxa aöKnaflauua 
naflaxKaM y raxaü Apyroü flsapxaae. 

2. y BbinaAKy, Kaxii asxoa y AaubiHeHHi Aa acaöicxaü Aseü- 
Hacqi, mxo axbiLmaynaeLma paöoxHiKaw luiacxauxBay aöo cnapxc- 
MenaM y xaKoü aro aKacgi, HaniHBaeuua ae caMOMy paöoxaiKy 
MacxauxBay aöo cnapxcMeay, a Apyroä acoöe, raxbi AaxoA, aa- 
rneAsaabi aa naxiaxaaai apxbiKynay 7 14 i 15, Moxa aöKaa- 
Aauua naAaxKaM y xoä flaraBopaaä flsapxaoe, y rkom axbig- 
uaynaeuLta Aseiiaacub paöoxaiKa MacxauxBay aöo cnapxcMeaa. 

3. AAaaK, xaKi AaxoA ae aöKnaAaeuua naAaxKaM y xoä 
flsapxaoe, aö aKoä raBopbiLma y nyaKpe 1 , Kaxii AseäaacLib 
axbiLmaynaeima y aac saaxoAxaaaa y raxaä flsapxaae pasi- 
Asaxa ApyroM flaraBopaaä flsapxasbi i Kaai xaKoe aaaxo- 
Axaaae cjxiaaacyeLiua npaiuia aöo ycKocaa raxaä Apyroä flaap- 
xaaaä, SHMxieä aöo ae MacuoBbiM opraaaM ynaAU aöo apra- 
aiaaubiaä, aKaa npbiaaaeuua y HKacui Aaöpaabiaaaä apraaiaa- 
Ubii y raxaä Apyroä flaapxaee. V xaKiM BbinaAKy xaKi AaxoA 
aöKaaAaeuua naAaxKaM xoabKi y xoä flaraBopaaä flaapxaae, 
paaiASHxaM rkom a'ayaaeima apxbicx aöo cnapxcMea. 

ApxbiKyn 18 

rieHcii, paHxa 
i nafloöHbin Bbinxiaxbi 

1. rieacii i naAOöabia Bbinnaxw aöo paaxa, aKia Bbinnaasa- 
lOAua paaiAoaxy aAHOä flaraBopaaä flaapxaBbi, aöKaaAaiOLma 
naAaxKaM xoxibKi y raxaä flaapxaae. 

2. HaraeAsaabi aa naaaxaaai nyaKxa 1 , Bbinxiaxbi, ujxo 
axpbiMxiiBae cjxiaiHaaa acoöa, aKaa a'ayaaeuua paaiAaaxaM 
aAaoä flaraBopaaä flaapxaBbi, na caubiaabaaMy aaöecna- 
aaaaio, aKoe npaAyraeAxaaa aaKaaaAaycxaaM Apyroä flara- 
Bopaaä flaapxaBbi, aöKxiaAaiOLma naAaxKaM xoabKi y raxaä 
Apyroä flaapxase. 

3. HaraeAsaabi aa naaaxaaai nyaKxa 1, nepbiaAbiaabia aöo 
aenepbiRAbiaabia Bbinaaxbi, mxo axbiuuayaaioLma aAaoä a fla- 
raBopabix flaapxay, SaMaeä aöo MacuoBbiM opraaaM yaaAti 
acoöe, aKaa a'ayaaeuua paaiAsaxaM Apyroä flarasopaaä flaap- 
xaBbi, aa cxpaxbi, mxo naaeceabi y sbiaiKy Baäabi aöo naai- 
xbiaaara npacaeAaBaaaa, aöo saeaaaä aöo rpaMaAsaacKaä 
cayxöbi (yKaionaioHbi naKpbiuue cxpaxbi), aöKaaAaiouua naAax- 
KaM xoabKi y nepmaä aaasaaaä flaapxaoe. 

4. TapMia «paaxa» aöaaaaaae aayayio cyMy, aKaa nepbiaAbia- 
aa BbinaaMBaeLiua npaa nayabi aac aa npauary xbiuua aöo aa 
npauary araoopaaara aöo ycxaaoyaeaara nepbiaAy aacy y aA- 
naBeAaacui a aöaBaaaueabcxBaM BbiKoaBapb Bbinaaxbi aa aAna- 
BOAHae i noyaae rpamoBae aöo aKBiBaaeaxaae yaaarapo- 
Axaaae. 

5. Bbinaaxbi aa yxpbiMaaae, yKaioaaioabi npbiaaaaaabia Ana 
Aaaueä, mxo BbiKoaBae paaiAaax aAaoä flaraoopaaä flaap- 
xaBbi paaiAsaxy Apyroä flaraaopaaä flaapxaBbi, BbiaBaaaioüua 
aA naAaxKay y raxaä Apyroä flaapxaae. Faxa naaaxaaae ae 
npbiMaaaeuLia, Kaai xaKia Bbinaaxbi aa yxpbiMaaae naAaa- 
raioub BbiaiHaaaaM y nepmaä aaaBaaaä flaapxaee npbi bh- 
aiHaaai naAaxKaaöKaaAaeMara AaxoAy naageabmabiKa; naAax- 
KOBbia abroxbi na acaaöaeaaio capbiaabaara paxapy ae paa- 
raaAaiOLma y aKacpi BbiaiHaaaay Ana Max raxara nyaKxa. 

ApxbiKy/i 19 
flanpxayHan cnyxöa 

1. yaaarapoAxaaai, iambia, auM neacii, aKia BbinaaaBaioLma 
flaraBopaaä flaapxaeaä, 3aMaeä aöo ae MacuoBbiM opraaaM 
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Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für diesem 
Staat, einem seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften geleistete Dienste gezahlt werden, können nur 
in diesem Staat besteuert werden. Diese Vergütungen können 
jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn 
die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche 
Person in diesem Staat ansässig ist und 

a) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist; oder 

b) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig ge- 
worden ist, um die Dienste zu leisten. 

(2) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat, einem seiner Länder 
oder einer ihrer Gebietskörperschaften geleistete Dienste 
gezahlt werden, können abweichend von Artikel 18 nur im 
anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die natürliche 
Person in diesem Staat ansässig und ein Staatsangehöriger 
dieses Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen für Dienstleistungen und Ruhegehälter, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 und 18 
anzuwenden. 

(4) Vorstehender Absatz 1 gilt entsprechend für Ver- 
gütungen, die im Rahmen eines Entwicklungshilfeprogramms 
eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von 
diesem Staat, dem Land oder der Gebietskörperschaft bereit- 
gestellt werden, an Fachkräfte oder freiwillige Helfer gezahlt 
werden, die in den anderen Vertragsstaat mit dessen Zu- 
stimmung entsandt worden sind. 

(5) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die vom oder 
für das Goethe-Institut der Bundesrepublik Deutschland ge- 
zahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Vergütungen 
anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertragsstaaten 
können im Verständigungsverfahren durch die zuständigen 
Behörden geregelt werden. Werden diese Vergütungen nicht in 
dem Staat besteuert, in dem die Einrichtung gegründet wurde, 
sind die Bestimmungen von Artikel 15 anzuwenden. 


Artikel 20 

Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausche 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung 
aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat an- 
sässig war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese 
Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, vor- 
ausgesetzt, dass diese Vergütungen von außerhalb dieses 
Staates bezogen werden. 

(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der 
sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder 
zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat an- 
sässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erst- 
genannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 


ynaflbi cpisiHHaCi acoöe y aanbiHeHHi aa nacnyr, hkIh aKa- 
SBatouua raraM flsnpxase, Snivini aöo MncuoBaiviy oprany yna- 
flbi, aöKnaflatouua naflaxKaM xonbKi y raxaM flanpxaae. AflHaK, 
xaKoe yaHarapoflxaHHe aöKnaAaeima naaaxKaM xoxibKi y Apy- 
roM flaraBopHaii flanpxaBe, Kani nacAyri aKaaaaioLma y raxati 
flanpjKaae i Kani ^iainHan acoöa a'Hynneima paaiASHxaM raxati 
flanpxaBbi i 

a) a'nyAHeima rpaiviaASHHiHaM raxaü flanpxaBbi; aöo 

b) He cxana paaiABHxaM raxati flanpxaBbi xonbKi a MaxaM aKa- 
aaHHH nacnyr. 

2. HnrneASHHbi Ha nanaxanni apxbiKyna 18, nencii, nKin bu- 
nnaHBaiouLia flaraBopnaM flanpxaaaM, SnMneü aöo ne Mncuo- 
BbiM opranaM ynaAbi 0i3iHHaM acoöe y AanbineHHi ab nacnyr, 
LAxo aKaaaHbi raxari Aanpxaee, SnMni aöo ne MncuoBaMy op- 
rany ynaAbi, aöKnaAaiouua naAaxKaivi xonbKi y ApyroM flara- 
BopHaü flanpxaBe, Kani cttiainHan acoöa a'Hynneuua paaiAan- 
xaM raxati flanpxaBbi i ne rpaMBAanHinaM. 

3. rianaxaHHi apxbiKynay 15, 16 i 18npbiMnHniOLmaAayaHa- 
rapoAxannn i nenciM y AanbineHHi ab nacnyr, nKin aKaaBatoupa 
y cyBnai a KaMeppbiMnaM AseMHacpio, mxo axbiLmnynneppa 
aAHOM a flaraBopHbix flanpxay, SnivineM aöo MncpoBbiM opra- 
HaM ynaAbi. 

4. rianaxaHHi nyHKxa 1 npbiMnHmouua xaKcan/ia y abhu- 
HOHHi ab yanarapoAxaHHn, iaxo BbinnaHBaeMua na nparpaivie 
aKaaaHHH AanaMori na paaBipuio aAHOÜ flaraBopnafi flanp- 
xaBbi, SnMni aöo ne MncpoBara oprana ynaAbi a cpOHABy, nKin 
npaABCxaynmouua BbiKnioHHa raxaü flanpxaBan, SnMneü aöo 
MncpoBbiM opranaM ynaAbi cnepbinnicxy aöo AOöpaaxBOxniKy, 
HKi aAKaMaHASipaBanbi y Apyryio flaraBopnyio flanpxaey ca 
aroAbi raxaM Apyron flanpxaBbi. 

5. rianaxaHHi nynKxa 1 npbiMnHntOLma xaKcaMa y abhu- 
HOHHi ab yanarapoAxaHnn, mxo BbinnaHBaepua IncxbixyxaM 
iMH Fexa cheABpBXbiynaM PacnyöniKi repManin aöo Ann nro. 
KaMnexanxHbin opranbi na yaaeMHaM aroAse Morypb abmobIu- 
pa aö ananariHHafi xpaKxoypbi ysHarapoAxannn inmbix napay- 
HanbHbix ycxanoy flaraaopHbix flanpxay. Kani xaKoe yana- 
rapoAxanne ne aöKnaABeppa naABXKaM y xom flanpxaae, y 
nKOM aacHaBana xaKan ycxanoBa, npbiMnnnioppa nanaxanni 
apxbiKyna 15. 


ApTbiKyn 20 
BblKJiaflHblKi i CTyflaHTbl 

1. cpisiHHan acoöa, nKan snaxoASippa y aAHOti flaraBopnaM 
flanpxaae na aanpamannio raxaü flanpxaBbi aöo yniBepcixaxa, 
KaneAxa, mKonbi, Myaen aöo inmaM ycxanoBbi Kynbxypbi raxati 
flanpxaBbi aöo y aAnaaeAHacpi a a0ipbiMHaM nparpaMaw Kynb- 
xypnara aöMeny na npapnry nepbinAy, nKi ne nepaabimae Asyx 
raAoy, BbiKntOHHa 3 Maxan BbiKnaABHnn, Hbixannn neKpbiÄ aöo 
npaBnAseHHn naByKOBbix ABcneABBannny y xaKow ycxanoBe, i 
nKan a'nynneppa aöo a'nynnnacn nenacpaAna ab raxara npu- 
eaAy paaiABHxaM Apyroü flaraBopnan flanpxaBbi, BbiaBann- 
eppa aA naABXKay y nepman naaBanaM flanpxaae y ABHbiHeHHi 
AB ne yanarapoAxaHHn aa xaKyio AseMHacpb, npw yMOBe, mxo 
xaKoe yanarapoAxaHHe axpbiMana eio a Kpbinip aa MexaMi 
raxaM flanpxaBbi. 

2. Bbinnaxbi, nKin cxyABHx aöo HaBynanep, nKi a'nynneppa 
aöo a'nynnycn nenacpaAna nepaA npbieaABM y aAny flaraaop- 
nyio flanpxaey paaiABHxaM Apyroti flaraBopHati flanpxaBbi i nKi 
3HaxoA3ippa y nepman naaBanaM flanpxaae BbiKmonna a mb- 
xaM axpbiMBHHn aAyKapbii aöo npaxoAxaHHn npaKXbiKi, axpwM- 
niaae Ann Max nro yxpbiMaHHn, aAyKapbii aöo npaKxbiKi, He 
aöKnaABioppa napaxKaM y raxaM flanpxaae, npbi yMoee, mxo 
xaKin Bbinnaxbi yaHiKaiopb a Kpamip aa MexaMi raxaM flanp- 
xaBbi. 
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Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per- 
son, die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, 
können ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Vorstehender Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche 
aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 
nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Ein- 
richtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat 
liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte 
ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver- 
tragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Aus- 
übung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur 
Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert werden. 


(3) Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden, und Schiffe, die der Binnenschifffahrt 
dienen, sowie Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe, 
Luftfahrzeuge oder Schiffe dient, ausgenommen unbeweg- 
liches Vermögen, können nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 23 
Vermeidung der 

Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden die aus der Republik Belarus stammenden Ein- 
künfte sowie die dort gelegenen Vermögenswerte, die nach 
diesem Abkommen in der Republik Belarus besteuert 
werden können, ausgenommen, sofern nicht die Anrech- 
nung nach Buchstabe b durchzuführen ist. Die Bundes- 
republik Deutschland behält aber das Recht, die so aus- 
genommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. Für Einkünfte 
aus Dividenden gelten die vorstehenden Bestimmungen nur 
dann, wenn diese Dividenden an eine in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässige Gesellschaft (iedoch nicht an eine 
Personengesellschaft) von einer in der Republik Belarus 
ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren Kapital zu 
mindestens 10 vom Hundert unmittelbar der deutschen Ge- 
sellschaft gehört, und bei der Ermittlung der Gewinne der 
ausschüttenden Gesellschaft nicht abgezogen worden sind. 


ApTbiKy/1 21 
iHiubin flaxoflbi 

1. Biflbi flaxoflay p33iA3HTa flarasopHaii flsnpxaBbi, uesa- 
jiexHa afl Mecua ix ysHiKHeuHn, ue HasBaubm y nannpaflHix 
apjbiKynax ABAsenara FlaraAHeHMH, naAAHraroub naABTKaaö- 
KAaAaHHK) TonbKi y rajaii flsHpxtase. 

2. nana>K3HHi nyHKxa 1 ne npbiMHHniOLma ab AaxoABy, 
iHLAbix, ubiM ABxoAbi AA HepyxoMaM MaeMacpi, BbisHanaHail y 
nyHKue 2 apxbiKyna 6, Kani axpbiMaAbHiK raxix AaxoAay hk 
p33iA3HT aahom flaraBopHaM flanpxtaBbi axbiuunyAne Kaiviep- 
UbiMHyio AsefiHacüb y Apyroü flaraBopHaü flsHpxaae npaa 
nacTanHHae npaAcrayHiuTBa, ajto pasMemuaHa tam, aöo axa- 
3Bae y raraü ApyroM A3Bp>KaBe HesanextHbm acaöiCTbin na- 
CAyri 3 nacTanHHaM öaabi, BKan xaivi 3HaxoA3iLma, i npaaa aöo 
MaeMacpb, y ABHbmeHHi ab HKix BbinAaHBaeima abxoa, ca- 
npayAbi 3BH3aHbi 3 xaKiM nacxanHHbiM npaACxayHiüXBaM aöo 
nacxanHHaü öaaaÄ. V xaKiM BbinaAKy npbiMBHniOLma nana>K3H- 
Hi apxbiKyna 7 aöo apxbiKyna 14, y aanexHacgi aa aöcxaaiH. 

ApTbiKy/1 22 
MaeiuacLib 

1. MaeMacLib, nKaH npaACxayAOHa HepyxoMaü MaeMacpio, 
mxo HAAexbiub p33iA3Hxy aAHOM flaraBopHAM flanpxaBbi i 
pa3MemHaHa y Apyroti flaraBopHaü flanpxaBe, MOxa aÖKAa- 
ABAua naABXKAM y raxaM ApyroM AanpxaBe. 

2. MaeMacLib, nKan npaACxayneHa MaeMacpio, mxo a'nyAn- 
euLia nacxKAM KaMepubiÜHaM MaeMacpi nacxanHHara npaA- 
cxayHiüXBa, nxoe npaAnpbieMcxaa aAHOÜ ABraBopHaü Asnp- 
XABbi Mae y Apyroü ABraBopnafi ABnpxaae, aöo MaeMacuio, 
mxo aAHOCiüua ab nacxaHHafi öaaw, ABCxynhafi p33iA3Hxy 
aAHOii ABtaBopHaw AsnpxaBbi y ApyroM AaraBopHaÄ Asnpxa- 
Be 3 M3xaM aKa3aHHn HeaaAexHwx acaöicxux nacnyr, Moxa 
aöKAaABLiua naABxxaM y raxafi ApyroÄ Asnpxaae. 

3. MaeMacub, mxo npaACxayAeha MapcKiMi i naaexpaHbiMi 
cyAHaMi, BKin aKcnayaxyioLma y MixnapoAHbix nepaaoaKax, i 
cyAHaMi paHHora xpancnapxa i MaeMacuto, iHmaÄ, ubiM Hepyxo- 
Man MaeMacub, mxo aAHOCiuua ab aKcnnyaxaubii xaKix MapcKix, 
naeexpaHbix i pauHbix cyAHay, aöKnaABeuua naABXKaM xoAbKi 
y xoM AaraBopHaü AanpxaBe, y bkom paaMemnaHbi cfraKXbiHHbi 
KipyiOHbi opraH npaAnpueMCXBa. 

4. Vce iHmbiH nacxKi MaÖMacui paaiABHxa AaraeopHaM Asnp- 
xaBbi aöKnaABiouua naAaxKaM xonbKi y raxaü AanpxaBe. 

ApTbiKy/1 23 

riasönraHHe flsaMHora naflaxKaaöKAaAaHHn 
y flSHpxaae nacTanHHara MecuasHaxoAxaHHn 

1. y BbinaAKy paaiABHxa ctJeAapaxbiyHaü PacnyöaiKi 
FepMaHin naAaxax BbiaHauaeuua HacxynHbiM HbiHaM: 

a) 3a BbiKniOH3HHeM, Kani KpoAbix na naAaxKy, HKi annanaHbi 
3a MHXOM, AanycKaeuua y aAnaaeAHacui 3 naAnynKxaM b), 
BbiKmouaeuua 3 öa3icy aah BbiniHaHHn repMancKara na- 
ABXKy nioöbi BiA ABXOAy, mxo yaniKae y Pacnyöniubi Bena- 
pycb, i nioöbi BiA MaÖMacui, mxo 3HaxoA3iuua y Pacnyöniubi 
Benapycb, HKin y aAnaaeAHacui 3 AaA3eHbiM FlaraAHeHHeM 
Moryub aöKnaABUUa nauaxKaM y Pacnyöniubi Benapycb. 
AAHaK, cDeABpaxbiyHan PacnyöniKa FepMaHin aaxoyeae 
npaea npbmnub ab yBari npbi BbiaHanaHHi ceaefi cxayKi 
naABXKy BiAbi AaxoAy i MaÖMacui, xaKiM HbinaM Bbiaea- 
nenaÄ. y BbinaAKy aiABy ABxoAy ba AbiaiABHAay na- 
nnpaAHne nanaxauHe npbiMHnneuua xonbKi ab xaKix ah- 
BiA3HAay, HKin BbinnaHaaiouua KaMnanii (ne yKnionaiOHbi 
xaaapbicxBbi), mxo a'nynneuua paaiABHxaM cDeABpaxbiynaM 
PacnyöniKi FepManin, KaMnaHinti, mxo a'nynneuua p33iA3H- 
xaM PacnyöniKi Benapycb, ne Menm 10 npau3Hxay Kanixany 
HKOM Hanexbiub HenacpaAua repMaHCKaCi KaMnanii, i HKin 
He BbiniHBanicn npw Bbi3HaH3HHi npbiöbixKy KaMnanii, mxo 
paaMnpKoyBae raxbin AbiBiA3HAbi. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 21 - 


Drucksache 16/2705 


Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage ebenfalls Beteiligungen ausge- 
nommen, deren Dividenden, falls solche gezahlt würden, 
nach den vorhergehenden Sätzen auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des 
deutschen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die belarussische Steuer angerechnet, die nach 
belarussischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der Republik 
Belarus besteuert werden können; 

ee) Einkünfte, die nach Artikel 15 Absatz 4 in der Republik 
Belarus besteuert werden können; 

ff) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 
gg) Einkünfte von Künstlern und Sportlern. 

c) Statt der Bestimmungen des vorstehenden Buchstabens a 
sind die Bestimmungen des vorstehenden Buchstabens b 
anzuwenden auf Einkünfte im Sinne der Artikel 7 und 1 0 und 
die diesen Einkünften zugrunde liegenden Vermögenswerte, 
wenn die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Per- 
son nicht nachweist, dass die Betriebsstätte in dem Wirt- 
schaftsjahr, in dem sie den Gewinn erzielt hat, oder die in der 
Republik Belarus ansässige Gesellschaft in dem Wirt- 
schaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, 
ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des deutschen Außensteuerge- 
setzes fallenden Tätigkeiten bezieht; Gleiches gilt für unbe- 
wegliches Vermögen, das einer Betriebsstätte dient (Artikel 6 
Abs. 4), sowie für die Gewinne aus der Veräußerung dieses 
unbeweglichen Vermögens (Artikel 13 Abs. 1) und des Ver- 
mögens - außer unbeweglichem Vermögen -, das Betriebs- 
vermögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 1 3 Abs. 2). 

d) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen innerhalb der 
Republik Belarus zur Ausschüttung, so schließt Buch- 
stabe a die Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach 
den Vorschriften des deutschen Steuerrechts nicht aus. 


e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zuge- 
ordnet oder verschiedenen Personen zugerechnet 
werden (außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich 
nicht durch ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 
regeln lässt und wenn aufgrund dieser unterschied- 
lichen Zuordnung oder Zurechnung die betreffenden 
Einkünfte oder Vermögenswerte unbesteuert blieben 
oder zu niedrig besteuert würden oder 

bb) wenn ein Vertragsstaat nach gehöriger Konsultation 
und vorbehaltlich der Beschränkungen seines inner- 
staatlichen Rechts dem anderen Vertragsstaat auf 
diplomatischem Weg andere Einkünfte notifiziert, auf 
die er diesen Absatz anzuwenden beabsichtigt. Die 
Notifikation wird erst am ersten Tag des Kalenderjahrs 
wirksam, das auf das Jahr folgt, in dem die Notifikation 
übermittelt wurde und alle rechtlichen Vorausset- 


nasiHHa BbiKntoHauLia 3 öasicy BbiniHsuHn naflaxKay ua 
MaöMacLib nioöoe sanoflaHHe aKUbinMi, flbiBiA3Hflbi na hkIx, 
y BbinaflKy Bbinnaxbi, BbiKmoHanicn 6 y aAnaseAHacui 3 na- 
nnpsAHiMi CKaaaMi. 

b) 3 yniKaM naAaxsHHny repMancKara naAäxKOBara aaKaua- 
AaycxBa aAHOCua KpsAbixy na naAaxKy, mxo annauaHbi 3a 
MH>Kofi, AanycKaeuua y HKacui KpoAbixy na xepiviaHCKaMy 
naAaxoAHaMy naAaxxy, nKi annaHBaetma y AaHbiHeuHi Aa 
Hacxynubix BiAay AaxoAy, naAaxaK PscnyöAlKi Benapycb, 
mxo annauBaeuLia na aaKauaAaycxBy PacnyöAiKi BeAapycb 
i y aAnaBBAHacLii 3 AaAaeHWM naraAueHHeM; 

aa) AbiBiA3HAay, nKin ue araaopaHbi y naAnyuKue a); 

bb) npaqsHxay; 

cc) pOHALli; 

dd) BiAay AaxoAay, nKin Moryub aöKnaAauLia naAaxKaM y 
PacnyöAiubi Benapycb y aAnaeeAHacui 3 nyuKxaM 2 
apxbiKyna 13; 

ee) BiAay AaxoAay, nKin Moryub aöKnaAauLia naAaxKaivi y 
Pacnyöniubi Benapycb y aAnaeeAHacui 3 nyHKxaM 4 
apxbiKyna 15; 

ff) rauapapay AbipsKxapay; 

gg) BiAay AaxoAy apxbicxay i cnapxcMeHay. 

c) rianaxoHHi naAnyHKxa b) npbiMHHnrouua aaiviecx nana>K3H- 
Hny naAnyuKxa a) Aa BiAay AaxoAy, hk BbiaHauaHa y ap- 
xbiKynax 7 i 10, i Aa aKxbieay, aA nKix xaKi AaxoA axpeiMaubi, 
Kani p33iA3Hx cPeAspaxbiyHaM PscnyöniKi FepMaHln ne npaA- 
cxaynne AOKaaay, mxo eanaebi AaxoA nacxanHuara npaA- 
cxayHluxea y KaiviepubiMHbiM roAse, y hkIm npeiöbixaK öbiy 
paaniaaeaHbi, aöo KaMnaHÜ, mxo a'nynneuua paalASHxaM 
PacnyöniKi Benapycb, y KaMepubiÜHbiM roAse, 3a nxi bh- 
nnauBaniCH AbiBlASHAbi, öbiy axpbiMaHbi BbiKniOHHa aöo 
aivianb BbiKnioHHa aA AaeüHacui y aHanaHHi paoAsena 8, 
nyHKxa 1, naaiubifi 1-6 PepMaHCKara aaKona na 3HemHix 
naAaxKOBbix cyenanx (Aussensteuergeselz); xoe x caMae 
npbiMHHneuua Aa HepyxoMaü MaeMacui, nKan BbiKapucxoy- 
eaeuua nacxanHHbiM npaACxayHiuxeaM (apxbixyn 6, nyHKx 
4), i Aa npbiöbixKy aA aAHyxoHHH xaKow HepyxoMafi Ma- 
eMacui (apxbiKyn 13, nyuKx 1), i MaeMacui, iHmafi hbim Hepy- 
xoMan MaÖMacub, mxo CKnauae nacxKy KaMeputiHHaii Ma- 
eMacui nacxanHuara npaACxayuiuxBa (apxbixyn 13, nyuKx 2). 

d) y BbinaAKy, Kani KaMnauin, nKan 3'nynneuua psaiuaHxaM 
OeAspaxbiyHaCi PacnyöniKi PepMaHin, paBMnpKoyeae Aaxo- 
Abi, mxo axpbiMaHbi 3 Kpaiuiu y Pacnyöniubi Benapycb, naA- 
nyuKx a) He naBiueu nepamKaAxaut KaMneucaubiMHaMy cnar- 
uauHio Kapnapaxbiyuara naAaxKy 3 xaKix pa3MepKaBaHHny 
y aAnaeeAHacui 3 nanaxsuHHMi repMaucKara naAaxKoeara 
aaKauaAaycxBa. 

e) HnrneAsnubi ua nanaxsuHi naAnyuKxa a), AsaMHoe naAax- 
KaaöKnaAauue ycxapauneuua npaAacxayneuueM naAaxKO- 
eara KpsAbixy, hk aAaHauaua y naAnyuKue b): 

aa) Kani y flaraeopubix flanpxaeax eiAbi AaxoAy aöo Ma- 
eMacui paaMemuaHbi naA poaubiMi nanaxauunMi Fla- 
raAHeuHH aöo aAHOcnuua Aa poaubix acoö (aa BbiKnio- 
HSHueM, aroAHa 3 apxwKynaM 9) i raxbi KaucfiniKx ue 
MOxa öbiub Bbipamaubi y napaAKy, mxo npaAyrneAxa- 
Hbi apxbiKynaM 25, nyuKx 3, i Kani y BbiulKy xaKoti po3- 
Hiubi y pa3MnmH3HHi aöo aAHnceuHl raxw asxoa aöo 
MaÖMacub aacxaeuua ueaöKnaAaeMbiM aöo Mana 
aöKnaAaeMbiM, aöo 

bb) Kani nacnn aAnaeeAHaw KaHcynbxaubii i 3 yniKaM aö- 
MexaeaHuny CBaPiro HaubiHHanbuara aaKauaAaycxBa 
aAua flaraeopuan flanpxaea naeeAaMnne Apyroü 
flaraBopuaM flanpxaee na AbinnaMaxbinubix Kauanax 
aö iumbiM AaxoA3e, Aa uKora nua Mae uaMep npu- 
MHHiub nanaxsHHl raxara nyuKxa. FlaBeAaMneHHe ue 
npbiMHHneuua Aa nepmara ahh KannHAapuara roAa, 
Hacxynuara aa roAaM, y hkIm öbino apoöneua naee- 
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Zungen nach dem innerstaatlichen Recht des noti- 
fizierenden Staates für das Wirksamwerden der Noti- 
fikation erfüllt sind. 

(2) Bei einer in der Republik Belarus ansässigen Person wird 
die Steuer wie folgt festgesetzt: 

Bezieht eine in der Republik Belarus ansässige Person Ein- 
künfte oder hat sie Vermögen und können diese Einkünfte oder 
dieses Vermögen nach diesem Abkommen in der Bundes- 
republik Deutschland besteuert werden, so rechnet die Repu- 
blik Belarus 

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag an, der der in der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag an, der der in der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch keinesfalls den Teil 
der ermittelten Einkommensteuer oder Vermögensteuer über- 
steigen, der auf die Einkünfte oder Vermögensteile, die von der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, vor der 
Anrechnung entfällt. 


Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammen- 
hängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen insbesondere 
hinsichtlich der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Arti- 
kels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig 
sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsange- 
hörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf 
im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig- 
keit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertrags- 
staat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigun- 
gen und -ermäßigungen zu gewähren, die er nur seinen an- 
sässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder 
Artikel 12 Absätze anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenz- 
gebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen 
an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den 
gleichen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erst- 
genannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 


flaMneHHe, i aa BbiKauaHHa ycix npasasbix naxpaöa- 
saHHay, iüto HeaöxoflHbi na HaubinHanbHaMy aaKaua- 
aaycTBy tom flsnpxaBbi, HKan naBeaaMriHe, ahh yBa- 
xoflxaHHH y asesHHe naBeaaMaeHHH. 

2. y BbinaaKy paaiaaHxa PacnyöaiKi Beaapycb naaaraK 
BbiaHauaeuaa HacxynHbiM ubiHaM: 

Kaai paaiaaHT PacnyöaiKi Benapycb axpbiMaiBae aaxoa aöo 
Baaoaae Maeiviacuio, aKin y aanaaeaHacui 3 naaaxoHHBMi aa- 
aaeHara PlaraaHeHHa Moryub aöKaaaauua naaaxKaivi y Oeaa- 
paTbiyHaü Pacnyöaiubi fepMaHia, raati PacnyöaiKa Benapycb 
aasBanne: 

a) y HKacui BbiniuaHHa a naaaxKy Ha aaxoa raxara paaiaaHxa 
cyiyy, poyHyio naaaxxy Ha aaxoa, aKi annanaHbi y Oeaa- 
paxbiynaä Pacnyöaiubi fepMania; 

b) y aKacui BbiaiaaHHa a naaaxKy aa Maen/iacub raxara paai- 
aanxa cyiuiy, poyHyio naaaxKy aa Maeiviacub, aKi aaaaaaHbi y 
OeaapaxbiynaM Pacnyöaiubi repMaaia. 

AanaK, xaKoe BbiaiaaHae y aioöbiM BbinaaKy ae naBiaaa nepa- 
BbiLuaub xyio aacxKy naaaxKy a aaxoay aöo naaaxKy aa 
Maen/iacub, hk öbiao naaaiaaaa aa npaaacxayaeaHa Bbiai- 
H3HHH, HKaa aaHOciuua, y aaaexaacui aa aöcxaoia, aa aaxoay 
aöo Maeiviacui, aKia Moryub aöKaaaauua naaaxKaM y Oeaa- 
paxbiyaaä Pacnyöaiubi [epMaaia. 

ApxbiKya 24 
HeabicKpbiMiHaubiFi 

1. PpaMaasaae aaaoä flaraBopaaä flsapxaBbi ae naaaa- 
raioub y apyroä flaraBopaaä flsapxaae iamaiviy aöo öoabia 
uaxKaiviy aaaaxKaaöKaaaaaaio aöo SBasanaiviy 3 iivi naxpaöa- 
Baaaio, abin/i aaaaxKaaöKaaaaaae i saasaabia 3 iM naxpaöa- 
Baaai, HKiM naaaaraioub aöo Moryub naaaaraub rpaMaaaaae 
raxaä apyroä flsapxaabi npbi xbix xa aöcxaaiaax, y npbiaax- 
aacui, y aaabiaeHHi aa nacxaaHaara MecuasHaxoaxanaa. fäxa 
naaaxaaae xaKcan/ia npwMaaaeuua, aaraeaaaabi Ha naaa- 
x3HHi apxbiKyaa 1, aa acoö, aKia ae 3'ayaaiouua pasiaaaxaMi 
aaaoä aöo aöeasBiox flaraBopabix flsapxay. 

2. Acoöbi 063 rpaMaaaaacxBa, aKia 3'ayaaiouua pssiaoaxaivii 
aaaoä flaraBopaaä flsapxaabi, ae naBiaabi naasaprauua ai y 
aKofi 3 flaraBopabix flsapxay aiaKaiuiy naaaxKaaöKaaaaaaio 
aöo SBasanan/iy 3 iM naxpaöaBaaaio, iaiaaMy aöo öoabia 
uaxKaMy, hwm naaaxKaaöKnaaaaae i saasaabia 3 iM naxpa- 
öaBaaai, aKiM naaaapraiouua aöo Moryub naasaprauua rpa- 
Maaaaae rsxaä flsapxaebi npbi xbix xa aöcxaaiaax. 

3. naaaxKaaöKaaaaaae nacxaaaaara npaacxayaiuxBa, aKoe 
npaanpbieMCXBa aaaoä flaraBopaaä flaapxaBbi Mae y apyroä 
flaraBopaaM flaapxaBe, ae naBiaaa öbiub Meaia cnpbiaababiM y 
rsxaä apyroä flaapxaBe, hbim naaaxKaaöKaaaaaae npaanpbi- 
eMCXBay rsxaä apyroä flsapxaBbi, aKia axbiuuayaaioub naaoö- 
ayio aaeäaacub. läxa nanaxsaae ae naaiaHa xayMaabiuua aK 
xoe, aKoe aöaeasBae aaay flaraBopayio flaapxaey npaaacxay- 
aaub p33ia3HxaM apyroä flaraBopaaä flsapxaabi aKia-aeöyasb 
acaöicxbia abroxbi, BbiSBaaeaai i CKiaKi y aaaaxKaaöKaaaaaai, 
aKia aaa npaaacxayaae xoabKi caaiM yaacabiM paaiaaaxaM. 

4. 3a BbiKaioasHHeM BunaaKay, Kaai apbiMaaaiouua 
naaax3HHi ayaKxa 1 apxbiKyaa 9, nyaKxa 7 apxbiKyaa 11 aöo 
nyHKxa 6 apxbiKyaa 12, npauaaxbi, poaaui i iauibia Bbinaaxbi, 
aKia BbiKOHBae npaanpbieMcxBa aaaoä flaraBopaaä 
flsapxaBbi pssiaaaxy apyroa flaraBopaaa flsapxaBbi, 
naaaaraioub y M3xax BbisaaHSHaa naaaxKaaöKaaaaeMara 
npbiöbixKy xaKora apaanpbieMCxaa BbiaiaaaaaM aa xbix xa 
yMOBax, aK Kaai ö aabi öbiai Bbinaanaabi pssiaaaxy nepmaä 
HasBaaaä flsapxaBw. flaaoöabiM abiaaM aioöbia aayri 
npaanpbieMcxBa aaaoM flaraBopaaä flsapxaabi pssiaaaxy 
apyroä flaraBopaaä flsapxaBbi naaaaraioub y M3xax 
BbiaaaasHHa naaaxKaaöKaaaaeMaä MaöMacui xaKora 
npaanpbieMcxBa BbiaiasHaaM aa xbix xa yMOBax, mxo i aayri 
p33ia3Hxy nepuiaä aasBanaä flsapxaBbi. 
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(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Ab- 
kommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrags- 
staats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von 
Artikel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. 
Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mittei- 
lung der Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem 
Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Flält die zuständige Behörde die Einwendung für be- 
gründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstän- 
digungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen- 
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch ge- 
meinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht be- 
handelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels unmittelbar miteinander ver- 
kehren. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkom- 
mens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten be- 
treffend die unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich 
sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch 
ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die 
ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten 
wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates 
beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungs- 
behörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Ver- 
anlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafver- 
folgung oder mit der Entscheidung von Rechtsbehelfen und 
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden 
Steuern befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 


5. ripaflnpbieMCTBbi aflHoü flarasopHaii flsnpxasbi, Ma- 
ÖMacLib HKix noyHacuK) aöo HacTKoaa, npaivia ui ycKocna 
Hanexbiub aöo KaHTpanioeuua auHbiM aöo HeKanbKiMi pasi- 
flSHTaMi ApyroM AaraaopHaü flsapxasbi, ue naanaraioub y 
nepmaM HasaaHau flsapxaae iHUjaiuiy aöo öonbuj gaxKaiviy 
naflaTKaaöKjiaflaHHK) aöo SBasanaMy 3 Im naTpaöaaaHHio, hhm 
naflaTKaaöKjiaflaHHe i 3BH3aHbm 3 Im naTpaöasaHHi, hkIm 
naflBFipraiouua aöo Moryub naASHprauua naAOÖHbm npaAnpbi- 
eMCTBbi nepmaü HasBanaM flsHpxaabi. 

6. naAax3HHi raxara apxbiKyna, HRmeAsaHbi Ha na^axaHHi 
apxbiKyna 2, npbiMHHHiouua Aa naAaxKay Aroöora poAy i aiAy. 

ApxbiKyA 25 

npaioflypa ysaeiviHara naraAHeHHn 

1. KaAi acoöa ainbiub, lato AseaHHi aahom aöo aöeASBiox 
flaraaopHbix flaapxay npaiBOASHUb aöo npbiBHAyub Aa naAax- 
KaaöKAAAaHHH ae ne y aAnaaeAHacui 3 nanaxaHHHMi AaAse- 
Hara FlaraAHeHHH, HHa Moxa, HeaaaexHa aA cpoAKay aöapo- 
Hbi, HKia npaAyraeAxaHbi HaubiaHaxibHbiM saKaHaAaycTsaM 

raxbix flsHpxay, npaACxaBiub caaro cnpaay aah pasrnHAy y 
KaMnexaHTHbi opran flaraaopHaM flaapxaBbi, pasiAaHxaM hkom 
HHa 3'HyHHeuua, aöo, xani ne BbinaAaK naAnaAae naA Ase- 
HHHe nyHKxa 1 apxbiKyna 24, xom flaraBopnaw flanpxaBbi, rpa- 
MaASHHinaM hkom nna s'Hynneuua. Sanaa naalHHa öbiub npaA- 
cxaynena na npaunry xpox raAoy 3 Aaxbi nepmara naeeAan/i- 
neHHH aö AseHHHHX, mxo npaiBOAsnub Aa naAaxKaaöKnaAaHHH 
He y aAnaaeAHacui 3 nanax3HHHMi Aauaenara FlaraAHeHHH. 

2. KaMnex3HXHbi opran iMKneuua, Kani öh naniHwub saney 
aörpyHxaBaHari I xani öh caM ne y cxane npbiiicui Aa SAaeanb- 
HHionara pamaHHH, sbipaiAbiub nbixanHe na ysaen/inaM aroAse 
3 KaMnex3HXHbiM opranaM Apyroü flaraBopHaw flsHpxaabi 3 m 3- 
xaM naaÖHraHHH naAaxKaaöKnaAaHHH, HKoe ne aAnaBHAae 
AaAsenaMy FlaraAHeHHio. flioöaH AacHrnyxaH AaMoynenacub 
BbiKOHBaeuua, HHrneASHHbi na HKin-HeöyASb aöMexaaaHHi na 
Hacy, ujxo MaKJUua y naubiHHanbHbiM saKanaAaycxBe flaraBop- 
Hbix flsHpxay. 

3. KaMnex3HXHbiH opranbi flaraBopHbix flsnpxay iMKHyuua 
Bbipamaub na ysaeMHaü aroAse nioöbiH UHXKacui aöo cyMHeHHi, 
hkIh ysHlKaioub npbi xnyMaH3HHi aöo npbiMHHeHHi AaAsenara 
FlaraAHeHHH. Rhbi Moryub xaKcaivia KancynbxaBauua aAsin 3 
aAHbiM 3 M3xaM ycxapaHeHHH AaaÜHora naAaxKaaöKnaAaHHH y 
BbinaAKax, hkIh ne npaAyrneAxaHbi FlaraAHeHHeivi. 

4. KaMnex3HXHbiH opranbi flaraeopHbix flsnpxay Moryub 
ycxynaub y npaMbiH KanxaKXbi aAain 3 aAHbin/i y MBxax Aa- 
CHrneHHH sfoabi y paayMenni nannpoAHix nyHKxay. 


ApxbiKy/i 26 
AöMeH iHc|]apMaubiHM 

1. KaMnex3HXHbiH opranbi flaraeopHbix flanpxay aöMeub- 
Baiouua xaKOM iHc|DapMaubiHM, HKan neaöxoAHa ahh BbiKanan- 
HH nanax3HHHy AaAaenara FlaraAHeHHH aöo naubiHHanbHbix 
aaKanaAaycxBay flaraeopHbix flsnpxay, mxo Aaxbinauua na- 
AaxKay, na hkIh pacnayciOAXBaeuua FlaraAHeHne, y xom cxy- 
neni, y hkom naAaxKaaöKnaAaHHe na raxaiuiy saKanaAaycxBy 
He cynnpaHbiub FlaraAHeHHio. Aömoh iHcjtapMaubiHM ne aöMH- 
xoyeaeuua apxbiKynaM 1. fltoöan iHcjjapMaubiH, mxo axpbiMana 
flaraBopnaM flsnpxaaaM, niHbiuua KanctJiAaHUbiHnbHaM xaKca- 
Ma HK i iHcjtapMaubiH, mxo axpbiMana na HauwHHanbnaMy aaKa- 
naAaycxBy raxaü flsnpxaBbi i pacKpbiBaeuua xonbKi acoöaM 
aöo opranaM (yicniOHatOHbi cyAbi i aAMiHicxpauBiMHbiH opranbi), 
HKIh 3BH3aHbl 3 naAniH3HHeM aöo CbICKaHHeM, npblMyCOBUM 
cnarnaHHeM aöo cyAOBbiM npacneAaBanneM, aöo paarnnAaM 
aany y AanbiHeHHi Aa naAaxKay, na hkIh pacnayciOAXBaeuua 
AaABenae FlaraAHeHne. TaKin acoöbi aöo opranbi naBiHHbi 
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Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in 
einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

(2) Vorstehender Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Ge- 
setzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen 
Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Ge- 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

Erstattung der Abzugssteuern 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Divi- 
denden, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünfte 
im Abzugsweg an der Quelle erhoben, so wird das Recht des 
erstgenannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg an der 
Quelle erhobene Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu 
erstatten, wenn und soweit sie durch das Abkommen ermäßigt 
wird oder entfällt. 

(2) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des 
dritten auf das Kalenderjahr der Einbehaltung der Abzugssteuer 
auf Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder andere Einkünfte 
folgenden Jahres eingereicht werden. 

(3) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die An- 
sässigkeit in dem anderen Vertragsstaat verlangen. 

(4) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Ein- 
vernehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und ge- 
gebenenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im Ab- 
kommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen 
festlegen. 

Artikel 28 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen oder kon- 
sularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte zu- 
stehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat we- 
gen der den Diplomaten und Konsularbeamten nach den all- 
gemeinen Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer 
zwischenstaatlicher Übereinkünfte zustehenden steuerlichen 
Vorrechte nicht besteuert werden, steht das Besteuerungsrecht 
dem Entsendestaat zu. 


(3) üngeachtet der Vorschriften des Artikels 4 gilt eine 
natürliche Person, die Mitglied einer diplomatischen Mission, 
einer konsularischen Vertretung oder einer ständigen Vertretung 
eines Vertragsstaats ist, die im anderen Vertragsstaat oder in 
einem dritten Staat gelegen ist, für Zwecke des Abkommens als 
im Entsendestaat ansässig, wenn sie 


BbiKapbicToysaub iHcjjapMaubiio TonbKi a/in raKix m3t. Rhu 
M oryub pacKpusaub iHcjjapMaubiK) y xoAse aflKpurux cyaosbix 
nacHfl)K3HHHy aöo npu npbiHHUui cyflosbix paLiJ3HHHy. 

2. Hi y HKiM BbinaflKy na/ia>K3HHi nyHKja 1 He naBiHHbi jny- 
MaHbiuua HK TbiH, LATO aöaBHSBaLOLtb BflHy flataBopHyio Asnp- 
xaey; 

a) npaBOAsiijb aAMinicTpaubiMHUH Mepu, HKin cynapoHaub 
aäKanaAaycTBy aöo aAMiHicTpaituHHaM npaKTuijbi raTaü aöo 
Apyrofi flaraBopHaü flsHpxaBu; 

b) npaAacTayHHUb iH0apMaubiio, HKyio nenbra ajpbiMaub na 
saKanaAaycTBy aöo y xoAse SBUHaMHaM aAMiHicTpauuMHaii 
npaKTbiKi raxaM aöo ApyroM flaraBopHaü flsHpxaBbi; 

c) npaAacTayriHUb iH0apMaubiio, HKan pacKpbiBana ö HKyio- 
HeöyASb raHAHÖByio, AaenaeyK), npaMucHOByio, KaiviepubiM- 
Hyio aöo npacjteciHHa/ibHyK) TawHy aöo raHAneBu npaitac aöo 
iHcjtapMaLtbiio, pacKpbiLtite hkom cyanpaHbuia 6 AanpxayHaM 
naniTbiLtbi. 

ApTbiKy/1 27 

BnpiaHHe naflaiKy, hkI cnaraHHeiiua 3 KpbiHiubi 

1. Kajii y aAHOM 3 flaraBopHbix flsnpxay naAaxKi na Awai- 
A3HAbl, npaU3HTbl, pOHAUi 300 iHAJblH BiAbl AaXOAy, LATO ajpblM- 
Tiiaae acoöa, HKan s'Hynneuua pasiASHTaM Apyroti flaraBopnaii 
flsnpxaBbi, cnaraHHLOLtua mnHxaM yTpun/iaHHH 3 KpuHiubi, npa- 
Ba nepLAaM HasBanaM flsHpxaBbi cnaraHHUb naAaxaK 3 Kpu- 
HiLtbi na CTayLtbi, ajto npaAyrneAxaHa ne naubiHHanbHbiM saxa- 
HaAaycTBan/i, ne saKpanaeLtua nanaxaHHHMi ABAaenara Pla- 
raAHeHHH. PlaASTaK, nxi yipbiManbi 3 KpuHiubi, BHpxaeLtLta na 
aaHBe naAaTKannaLtenbAJHbiKa, xani öh snixaeLtua AaAseHbiiw 
naraAHOHHeM aöo nepacxae cnaraHHuua, i y tom CTyneni, y hxom 
ÖH SHixaeuua aöo nepacxae cnaraHHuua. 

2. 3aHBbi Ha BHpTaHHe naBiHHbi öbiLtb npaACTayneHbi Aa 
xaHua Tpaitnra roAa, HacTynnara 3a xannHAapHUM roAaM, y HxiM 
naAaxax 3 xpuHiubi öuy yTpbiManu 3 AwaiAaHAay, npau3HTay, 
poHHui aöo iHAjbix BiAay AaxoAy 

3. flaraBopnan flanpxaaa, y hxom yanixaiOLtb BiAbi AaxoAy, 
Moxa naxpaöaBaub naitBHpAxaHHH xaMnexaHTHara oprana aö 
nacTaHHHbiM MecuaanaxoAxaHHi y ApyroM flaraBopnaM flanp- 
xaae. 

4. KaMneT3HTHbiH opraHbi MoryLtb na yoaeMHaii aroAse bu- 
xoHBaub nanaxaHHi raxara apxbixyna i y BbinaAxy neaöxoA- 
Hacui ycTanayniBaub iHLAu napaAax axuuuHyneHHH naAaxxo- 
Bbix cxiAax aöo narox, mxo npaAyrHeA>KaHbi AaAaenuM fla- 
raAHeHHeM. 

ApTbixy/i 28 

HAeHbl AbinAaiL/iaXblHHblX 
npaflCTayHiuTBay i xoHcy/ibCKix ycxaHoy 

1. HiHxiH nanax3HHi AaAaenara flaraAHeHHH ne aaxpa- 
Haioub naAaxxoBbix npuBineii Hxienay AunnaMaxbiHHara npaA- 
cxayHiuTBa aöo xoncynbcxaM ycxaHOBbi, ajto npaAacxaynenbi 
arynbHbiMi HopiviaMi MixnapoAHara npaaa aöo nanaxoHHHMi 
cneubiHHbHbix naraAHeHHHy. 

2. riacxonbxi, naxonaxi y cyanai 3 naAaxxoBUMi npuBinenMi, 
AJTO npaAacxayneHbi AbinnaMaxbiHHUM npaACxayHixaM aöo 
xoHcynbcxiM paöoxHixaivi aryxibHUMi HopiviaMi MixHapoAHara 
npaaa aöo naxiaxoHHHMi cneituHAbHux MixHapoAHux naraA- 
HeHHHy, BiAbl AaxoAy aöo MaeiviacLii ne naAnnraiOLib naAaxxa- 
aöxnaAaHHK) y flBHpxaee, Hxan npuiviae, i y tom cxyneHi, y hxom 
HHbi He naAHHraiOLib HMy, flanpxaBa, Hxan Haxipoyeae, Mae 
npaea aöxnaAaub naAaxxaM xaxiH BiAbl AaxoAy aöo MaöMacui. 

3. HarxieASHHu na naxiaxaHHi apxbixyna 4, cjjiaiHHaH acoöa, 
HxaH a'HynHeiiua HxienaM AbinxiaMaxbiHHara npaACTayHiuTBa, 
xoHcynbcxaM ycxaHOBbi aöo nacxaHHHaM Micii aAHOM flaraaop- 
HaM flanpxaBbi, ajto paaMeAJHana y ApyroM flaraaopHaM flanp- 
xaae aöo y xpauHM flanpxaBe, niHUUua paaiAaHxaM flanpxa- 
Bbi, Hxan Haxipoyaae, ahh m3t AaAaenara flaraAHeHHH, xani: 
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a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus 
Quellen außerhalb dieses Staates nicht steuerpflichtig ist 
und 

b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich 
der Steuer von ihrem gesamten Einkommen oder vom Ver- 
mögen unterworfen ist wie in diesem Staat ansässige Per- 
sonen. 

Artikel 29 
Nebenurkunden 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 30 

Registrierung gemäß Artikel 102 der VN-Charta 

Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 1 02 der Charta der Vereinten 
Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der 
Republik Belarus veranlasst. Der andere Vertragsstaat wird 
unter Angabe der VN-Registrierungsnummer von der erfolgten 
Registrierung unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der 
Vereinten Nationen bestätigt worden ist. 


Artikel 31 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden werden so bald wie möglich in Berlin aus- 
getauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden, und ist in beiden 
Vertragsstaaten anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern von Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die am oder 
nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das 
dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten 
ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung von Einkommen und Ver- 
mögen im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus außer Kraft und ist nicht mehr an- 
zuwenden. 

Artikel 32 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des 
Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich 
kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr an- 
zuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern von Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die am oder 
nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das 
auf das Kündigungsjahr folgt; 


a) y aflnaseflHacui 3 MixHapoAHsiM npasaM nua ue naannrae na- 
flaTKaaöKaaAaHHK) y A3np>KaBe, nKan npwMae, y AatbiHeH- 
Hi Aa BiAay AaxoAy a Kpbmiu sa MexaMi rsTaü flsnpxaBbi, i 

b) BHa naAnnrae y flsnpxaae, nKan HaKipoyaae, TbiM xa aöa- 
BHsaueAbCTBaM y AaubiHenHi ab naAaxKy Ha ne arynbHbi 
AaxoA aöo MaeMacub, hk i pasiASHTbi ma.v\ flsnpxaBbi. 


ApTbiKyn 29 

AaflaTKOBbin npaTaKOAbi 

□paTaKon, nKi npbiKnaAaeuua, s'nynneuLia cacTaynoM nacT- 
Kaü ABAseHara FlaraAHeHnn. 

ApTbiKya 30 

ParicTpaubin sroflHa 3 apTbiKy^aivi 102 CraTyra AAH 

ParicTpaubin ABAaenara flaraAHeHHH y CaKpaTapbinge Apra- 
Hisaubii Aö'nAHaHbix Haubiü sroAHa 3 apjbiKynaM 102 CxaTyra 
ApraHi3aLibii Aö'nAHaHbix Haubm axbiuunynneuLia Pscnyöni- 
KaM Benapycb neaAKnaAHa nacnn yBaxoAxannn y ciny. Aanp- 
xaea, nKan paricxpye, incjjapMye Apyryio AaraBopnyio Aanp- 
xaey aö npaenAAeHHi paricTpaubii 3 yKa3aHHeM paricTpaubiü- 
Hara nyiviapa ApraHiaaubii Aö'nAHaHbix Haubiü nacnn nauBnp- 
AXSHHn paricTpaubii CaKpaxapbinTaivi ApraHiaaubii Aö'nAHaHbix 
Haubm. 

ApTbiKyn 31 
yaaxoflxaHHe y ciny 

1. ABAsenae FlaraAHeHHe paTbicjjiKyeLma i BbiKOHBaeuua 
aöMen paTbicjjiKaubiMHbiMi rpaMaxaMi y MarnbiMa KapoTKi 
TapMiH y Bepnine. 

2. ABAsenae FlaraAHeHHe yBaxoAaiUb y ciny y Asenb aöivieny 
paxbicjDiKaubifiHbiMi rpaMaxaMi i npbiMHHneuua y aöeASBiox 
ABraBopHbix Aanpxaeax: 

a) y BbinaAKy naABXKay, rnxo yxpbiiviaHbi 3 KpbiHiubi 3 Abiai- 
ABHABy, npaganxay i ponnpi, y ABHbmeHHi ab cyM, nKin bh- 
nnaHBaiouLia nepmara aöo nacnn nepmara cxyAoenn Ka- 
nnHABpnara toab, Hacxynnara 3a roABM, y bkIm FlaraAHen- 
ne yBanmno y ciny; 

b) y BbinaAKy iniAbix naABxxay, y ABUbineHHi ab naABXKay, ajxo 
cnaraHmouua 3a nepbinAbi, nKin nanbinaiOLma nepmara aöo 
nacnn nepmara cxyAoenn KannHABpnara roAB, Hacxynnara 
3a roABM, y hkIm FlaraAHeHHe yBaümno y ciny. 

3. 3 yeaxoABM y ciny rsxara FlaraAHeHnn cnbinne Asennne i 
öonbm He BbiKapbicxoyBaeuua y aAHOcinax nan/iix cpeABpaxbiy- 
nati PscnyönlKaM FepManin i PacnyöniKaü Benapycb FlaraAHen- 
ne aA 24 nicxanaAB 1981 roAB nan/iix cbeABpBxbiynaM Pacny- 
öniKaw FepManin i CaioaaM CaBeuKix CapbinnicxbiHHbix Pac- 
nyönlK aö naaönranni AsaMHora naABXKaaöKnaABnnn ABXOABy 
i MaeMacgi. 

ApTbiKyn 32 
CnbiHeHHe AsenHHn 

Aaennne ABABenara FlaraAHeHnn npaAByxaeuua na npa- 
unry nnnaynara nepbinAy, aAHaK Koxnan 3 ABraeopHbix Asnp- 
xay MOxa xpaiimaxara aöo ab xpaiimaxara napBenn nioöora 
KannHABpnara roAB, nKi naHbiHaepua nacnn CKaHnannn nngi 
raAoy 3 abxbi nro yBaxoAxannn y ciny, naKipaBaub ApyroM Ab- 
raBopnan Aanpxaae na AbinnaMaxbinnbix Kananax nicbMoaae 
naaeABMneHHe aö cnbiHeuHi Aaennnn, i y xaKiM BbinaAKy ABA3e- 
nae FlaraAHeHHe cnbinne ceae AAennne: 

a) y BbinaAKy naABXKay, mxo yxpbiManbi 3 KpbiHiubi 3 AbiBiASH- 
ABy, npauanxay i ponngi, y ABHbineHHi ab cyM, mxo Bbinnan- 
Baiogua nepmara aöo nacnn nepmara cxyAaenn KannHABp- 
nara roAB, Hacxynnara 3a xoabm, y hkIm ABABena naeeABM- 
nenne aö cnbineHHi ABennnn; 
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b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Kündigungsjahr folgt. 


Maßgebend für die Berechnung der Frist ist der Tag des Ein- 
gangs der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. 


Geschehen zu Minsk am 30. September 2005 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und belarussischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


b) y BbinaflKy iHUJbix naflaxKay, y aaHbiHeHHi aa naflaxKay, laxo 
cnaraHHiouua aa nepbinflbi, hkIfi naHbiHatouua nepmara aöo 
nacjiH nepiaara cxyaseHn KannHAapHara roAa, Hacxynuara 
sa roAaM, y hkIm ASAsena naaeAaMjieHHe a6 cnbineHHi 
AaeaHHH. 

BbisHanaioHaM Aaxaü aAxiiKy xapMiuy a'nyxiHeLma Aaeub 
axpbiMaHHH naaeAaMneHHa a6 cnbiHeuHi AsesHHH Apyroü 
flaraaopHaM flanpxaaaM. 


SAsewcHeHa y r. MincKy 30 aepacHn 2005 roAa y Asyx ca- 
npayAHbix aKaeMnxiapax, ktokhu na HHMeuKaü i öenapycKaü 
Moaax, npbiHbiM aöOAaa xaKcxbi Maioub aAHOxibKaayK) ciny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAspaxbiyHyio PacnyöniKy lepMaHia 

Martin Hecker 

Für die Republik Belarus 
3a PacnyöxiiKy Benapycb 

Anna Dejko 
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Protokoll 

nparaKOJi 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Belarus 

haben anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen den beiden Staaten zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen am 30. September 2005 in Minsk die nach- 
stehenden Bestimmungen vereinbart, die Bestandteil des Ab- 
kommens sind: 


1. Zu den Artikeln 2, 11, 17, 18 und 19: 

Der in dem Abkommen verwendete Ausdruck „Land“ gilt nur in 
der Bundesrepublik Deutschland. 


2. Zu den Artikeln 3, 8, 13, 15 und 22: 

Bei der Ermittlung des „Ortes der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung“ gehören zu den Umständen, die berücksichtigt werden, 
u. a. der Ort, von dem aus ein Unternehmen tatsächlich geleitet 
und beherrscht wird, sowie der Ort, an dem auf höchster Ebene 
Entscheidungen getroffen werden, die für die Leitung des Unter- 
nehmens von grundsätzlicher Bedeutung sind. 

3. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats Güter oder 
Waren durch eine Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat 
oder übt es über eine solche eine geschäftliche Tätigkeit 
aus, so werden die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf 
der Grundlage des vom Unternehmen hierfür erzielten Ge- 
samtbetrags, sondern nur auf der Grundlage der Vergütung 
ermittelt, die der tatsächlichen Verkaufs- oder Geschäfts- 
tätigkeit der Betriebsstätte zuzurechnen ist. 

b) Einer Bauausführung oder Montage können in dem Vertrags- 
staat, in dem die Betriebsstätte liegt, nur die Gewinne aus 
dieser Tätigkeit selbst zugerechnet werden. Gewinne aus 
der Lieferung von Waren im Zusammenhang mit oder 
unabhängig von dieser Tätigkeit durch die Hauptbetriebs- 
stätte oder eine andere Betriebsstätte des Unternehmens 
oder durch einen Dritten sind dieser Bauausführung oder 
Montage nicht zuzurechnen. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder 
technischer Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich 
dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- oder Über- 
wachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 
oder Artikel 1 4 des Abkommens anzuwenden ist. 


d) Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen für unselb- 
ständige Arbeit, die aufgrund eines Arbeitsverhältnisses von 
einem Unternehmen eines Vertragsstaats gezahlt werden, 
das ganz oder teilweise einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört, werden bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Gewinns des Unternehmens zum Abzug 
zugelassen. Das Gleiche gilt für Betriebsstätten. 


cheAspaTbiyHan PscnyöniKa lepManin 
i 

PscnyöjilKa Be/iapycb 

npbi naflnicaHHi y r. MincKy 30 sepacHn 2005 roaa flarafl- 
HeHHH naMix flssiOMa flsnpxaaaMi aö nasönraHHi flBaiiHora 
naflaTKaaöKjiaflaHHR y flaHbineHHi fla naflaxKay na Aaxoflbi i 
MaeMacub naraAsmicn aö Hacxynubix na^axaHHox, hkIh CKxia- 
Aaroub HeaA'öMHyio nacTKy HasBauara naraAHeHHn. 


1. y AaHbiHeHHi Aa apTbiKynay 2, 11, 17, 18 i 19 

PasyMeeuua, lato y BbinaAKy, KaAi y AaAsenbiM PlaraAHeHHi 
BbiKapbiCTOyBaeuua xapiviiH «Snivinn», raxbi xapiviiH npbiMHHn- 
euLja TOAbKi Aa cheAapaxbiyHaM PacnyöniKi [epiviaHin. 

2. y AaHbiHeHHi fla apxbiKy/iay 3, 8, 13, 15 i 22 

PasyMeepija, lato npbi ycTanayAeHHl «cfiaKTbNHara Kipyionara 
oprana» aöcxaBiHaiuii, nKin aKpaiuin ycaro iHLAara Moryub öbipb 
npbiHHTbi fla yBari, s'nynniouua: Mecua, aflKyAb axbiULjnyfln- 
euL 4 a cjtaKTbNHae KipaBaHHe i KaHxpoAb Kan/inanii, Mecija, Ase 
npbiMaiouua paLASHHi na BbiLASMLAbiM yspoyHi na BaxHbix nbi- 
XaHHHX, iCTOTHblX flJlH KipaBaHHR Kan/inaHiHM. 

3. y flaHbiHCHHi fla apTbiKyna 7 

a) y BbinaflKy, Kani npaflnpbieMCXBa aflHoii flaraBopHati flsnp- 
xaBbi npaflae Taaapbi aöo Bbipaöbi aöo axbiuunyjine Ka- 
MepubiMHyio flseviHacub y Apyrow flaraBopHaii flsnpxaae 
npas nacxasHHae npaflcxayHiuTBa, nKoe xaivi pasiuieLAHaha, 
npbiöbixaK raxara nacxaaHHara npaflCxayHiuTBa Bbisnana- 
euua He na acHoee arynbHaM cyiuibi, mxo axpbin/iaHa npafl- 
npbieMCTBaM, a xonbKi Ha acHoee ysHarapoflxaHHn, HKoe 
aflHociuua fla canpayflHaü AseMHacui nacxannnara npafl- 
cxayHiuTBa, sa xaxi npoflax aöo KaMepubiMHyio flseüHacub. 

b) y flaraBopHavi flsHpxaae, y hkom pasMemnaHa nacxasHHae 
npaflcxayniLjTBa, HiHKi npbiöbixaK ne aflHOCiijLLa fla öyflayni- 
Haw nriHLjoyKi, öyflayninara, ManxaxHara aöo söopanHara 
aö'eKxa sa BbiKxiiOHSHHeM xaro, hkI s'nyxineLjua BbmiKaM 
caMOM xaKOM flsewHacui. npbiöbixaK, lato axpbiMxiiBaeLiua 
afl nacxayKi xaaapay, nKan sansana 3 xaKOM flseMHacuio, 
aöo HesaxiexHaw afl ne, i nKan axbiuunynneuija acHoynuM 
nacxanHHbiM npaflCxayHiuxBaM aöo nioöbiM Ihlaum nacxanH- 
HbiM npaflcxayniijxBaM npaflnpueMcxBa aöo xpsuiM öoKaM, 
He aflHociuua fla rsxaü öyflayHinaM nnnuoyKi, byflayninara, 
MaHxaxHara aöo söopanHara aö'eKxa. 

c) Bbinnaxbi, lato axpbiMaHbi y HKacui ysHarapoAxannn sa 
xsxHiHHbiH nacnyri, yKjitOHaiOHbi flacxieflaeaHHi aöo noLAyKi 
HaeyKOBara, reanarinnara aöo xsxHiHHara xapaKxapy aöo sa 
XSXHiHHbln KaHXpaKXbl, yKJllOHaiOHbl SBHSaHblH 3 iMi npa- 
eKxbi, aöo sa KaHcyxibxauwMHbm aöo HasipaxibHbin nacnyri, 
pasrnnflatouua y HKacui Bbinnax, fla hkIx npbiMHHHiouua nana- 
xshhI apxbiKyna 7 aöo apxbiKyna 14 flaflsenara naraflHeuHH. 

d) SapaöoxHan nnaxa i iniAae ysHarapoAxanne sa sanexHbiH 
acaöicTbiH nacnyri, lato cfiaKXbiHHa BbinnanBaiouuay flanbi- 
HeHHi fla paöoxbi na HaÜMy npaflnpbieMCXBaivi aflHoii flara- 
Bopnaii flsHpxaBbi, HKoe noynacuio aöo nacxKOBa nane- 
xbiub pssiflSHxy flpyroM flaraBopnaM flsHpxaabi, flanyc- 
Kaiouua y HKacui BbininsHHH npbi BbiSHansHHi naflaxKa- 
aöKnaflaeMara npwöbixKy rsxara npaflnpbieivicxBa. Toe x 
can/iae npwMHHHeuua fla nacxaHHuara npaflcxayHiuxBa. 
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4. Zu den Artikeln 7 und 9: 

Es gilt als vereinbart, dass Zinsen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige Gesellschaft zahlt, an der eine im anderen Ver- 
tragsstaat ansässige Person beteiligt ist, unabhängig davon, ob 
diese Zinsen an eine Bank oder eine andere Person gezahlt 
werden, und unabhängig von der Laufzeit des Darlehens bei der 
Ermittlung des steuerlichen Gewinns dieser Gesellschaft im 
erstgenannten Staat unbeschränkt abzugsfähig sind. Der ab- 
zugsfähige Betrag darf aber nicht den Betrag übersteigen, den 
unabhängige Unternehmen miteinander unter vergleichbaren 
Umständen vereinbaren würden. Diese Bestimmung gilt auch 
für Zinsen, die von einer Betriebsstätte gezahlt werden. 


5. Zu den Artikeln 10, 11, 12, 13, 14, 15, 21 und 22: 

Für die Zwecke dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„feste Einrichtung“ einen bestimmten Ort, von dem aus eine 
natürliche Person eine selbständige Arbeit ganz oder teilweise 
ausübt. 

6. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Der Ausdruck „Dividenden“ schließt auch die Einkünfte eines 
stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesell- 
schafter oder von partiarischen Darlehen, Gewinnobligationen 
oder ähnlichen Zahlungen sowie die Ausschüttungen auf Anteil- 
scheine an einem Investmentvermögen ein. 

Zur Information der Republik Belarus werden die Ausdrücke 
„stille Gesellschaft“, „partiarisches Darlehen“ und „Gewinn- 
obligationen“ zur Klarstellung wie folgt erklärt: 

- Eine „stille Gesellschaft“ ist laut §§ 230 bis 237 Handels- 
gesetzbuch eine Personengesellschaft, an der sich eine 
Person, der stille Gesellschafter, an einem Unternehmen 
(des aktiven Gesellschafters) mit einer Vermögenseinlage 
beteiligt, die in das Vermögen des aktiven Gesellschafters 
übergeht. Der stille Gesellschafter ist am Gewinn beteiligt. 

- „Partiarisches Darlehen“ ist ein Darlehen mit Gewinnbetei- 
ligung. 

- „Gewinnobligationen“ sind im Allgemeinen Wertpapiere, die 
je nach Höhe der Ausschüttung des Schuldners mit dem 
Recht auf zusätzliche Zinsforderungen verbunden und nicht 
mit Bezugsrechten auf Aktien verbunden sind. 

7. Zu Artikel 26: 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen 
unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts- 
vorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch den empfangenden Staat 
ist nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch 
den übermittelnden Staat vorgeschriebenen Bedingungen 
zulässig. 

b) Der empfangende Staat unterrichtet den übermittelnden 
Staat auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
zuständigen Behörde des übermittelnden Staats erfolgen. 

d) Der übermittelnde Staat ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 


4. y flaHbiHeHHi Aa apTbiKy/iay 7 i 9 

PaayMeeuLia, ujto npauauTbi, HKin BbinnaHsae npaAnpbieMCTsa 
aAHOM flarasopHaii flsnpxaabi, HKoe a'nynneLma pa3iA3HTaM 
aAHOM flaraaopHaM flanpxasbi, i y HKiM pa3iA3HT Apyroü 
flaraaopHaM flanpxaabi npuMae yA3en, noyHacuK) naAnn- 
ratoub BbiniHaHHHM Ann m3t Bbi3Ha43HHH naAaxKaaöKnaAa- 
eMara npbiöbiTKy raxara npaAnpbieMCTBa y nepmaii HaaBauaii 
flanpxaae Heaanexua aA xaro, BbinnaHBarouüa npau3HTbi 
öaHKy aöo iumaM acoöe, i HeaanexHa aA npaunrnacui naswKi. 
Aahak, cyMa, nKan naAnnrae BbininaHHio, ue naaiHHa nepaabi- 
magb cyMy, HKan öbina 6 yaroAHeua naiviix Heaa/iexubiMi aco- 
6aMi y naAOÖHbix aöcTaaiHax. flaAseuae nanaxauHe xaKcaivia 
npbiMHHneLiLia Aa npauauTay, ajto BbinnaHsaiOLma nacjanH- 
HbiM npaACTayHiuTsaM. 

5. y flaHbiHeHHi Aa apTbiKyjiay 10, 11, 12, 13, 14, 15, 21 122 

flnn M3T AaAseHara FlaraAHeuHH xapiviiH «nacTanHuan öaaa» 
abaauauae nacTanuHae Mecga, npaa HKoe noynacLiK) aöo 
nacTKOBa axbiLmnynHeLma AseMHacub cftiaiHuaM acoöbi, HKan 
npaAacTaynne HeaanexHbin acaöicTbin nacnyri. 

6. y AaHbiHeHHi ab apTbiKynay 10 i 11 

PaayMeeuua, ajto japu/iiH <<AbiBiA3HAbi>> yKnionae xaKcaivia 
AaxoA, aKi ajpbiMaHbi naciyubiM yAaenbHiKau/i («stiller Gesell- 
schafter») aA nro yAseny hk xaKora aöo aA «partiarisches Dar- 
lehen», «Gewinnobligationen» aöo naAOöubin Bbinnaxbi i paa- 
MepKaBauHi na cepTbicjDiKaTax iHBecTbiubiüHara cjsoHAy aöo iu- 
BecTbiubiMHara xpacTa. 

fla BBAaiwa öenapycKara öoKy xapiviiHbi «stille Gesellschaft», 
«partiarisches Darlehen» i «Gewinnobligationen» MOXHa pac- 
TjiyMaHbiub HacjynHbiM HbiuaM: 

- «stille Gesellschaft» (naciyuae TaeapbiCTBa) a'Hynneuua y aA- 
naBeAHacgi a naparpacjDaMi 230 - 237 FaHAnÖBara K0A3Kca 
(Handelsgesetzbuch) TaeapbicTBaM, y hkIm aAua acoöa, 
naciyHbi yAsenbuiK, yAeejibHinae y npaAnpbieMCTBe (aK- 
Tbiyuara napruepa) a AanaMorafi yKjiaAy, nKi CTaHOBiuua 
uacTKaM aKTbiBay aKTbiyuara napjHepa. Flaclynbi yAsenb- 
HiK yAaenbHiuae y npbiöbiTKy. 

- «Partiarisches Darlehen» - naauKa, nKan aBnsaHa a npw- 
ÖblTKaM. 

- «Gewinnobligationen» - raxa, yeoryxie, aöniraubii, nKin Aa- 
iOL|b npasa ua axpbiMauHe AaAaxKOBwx npauaHxay y aa- 
nexHacgi aA yapoyuK) paaMepKaBauHn npbiöbixKy Aayx- 
HiKa i He Aaioüb npaea Ha axpbiiviaHHe aKUbiü. 

7. y ABHbiHeHHi ab apTbiKyna 26 

y TOM cxyneni, y hkom y aAnaeeAHacLii a ABAseHbiM FlaraA- 
HOHHeM i yHyxpaHbiMi npaeaBbiMi nanaxaHHHMi aAÖbiBaeima 
aöMBH acaöicxaM iHcjtapMaübmM, npbiMHHHKJUua HacxynHbin 
AaAaxKOBbiH nanax3HHi a yxiiKaM npaeaBbix nanaxaHHny, ajto 
npbiMHHHJOLma ab aAnaBOAHara flaraBopnara öoKy: 

a) flanpxaaa, HKan axpbiMxiiBae iHcjDapMagbiio, MOxa BbiKapbi- 
CToyBaub xaxyio iHcjtapMaubiio xoxibKi aah HaaBanaCi M3Tbi i 
naaiHHa naAnapaAKoyBauua yMoaaM, ajto HaaaaHbi flanp- 
xaaaM, HKan npaAacxaynne iHcjjapMaübiK). 

b) flanpxaaa, HKan axpbiMxiiBae incfjapiviaLibiK), naaiHHa na 
aanbixy iHctjapMaBaub flanpxaBy, HKan npaAacxaynne iH- 
cjtapMaubiio, aö BbiKapwcxaHHi iHcjjapMaübii, ajto npaACxay- 
jnena, i Aacnrnyxbix xaKiivi HbiHaM BbiHiKax. 

c) Acaöicxan iHctjapMaubiH MOxa npaAacxaynnLma xo/ibKi 
aAKaaHbiM opranaM. Jlioöoe nacxynHae npaAacxayxieHHe 
iHcjtapMaübii ApyriM opranaM Moxa axbiuunynnLma xoxibKi a 
nannp3AHHra aAaöpoHHn flanpxaabi, nxan npaAacxayjine 
iHcjtapMaübiio. 

d) flanpxaaa, nKan npaAacxaynne iHcjDapMaubiio, aöaBnaana 
rapaHxaBaüb, ajto iHcjjapMaübin, nKan npaAacxaynneuiüa, 
öyAae AaKnaAnan i ajto nna öyAse HeaöxoAHaü i aAna- 
BHAaionaM M3ue, aah hkom nna npaAacxaynneuLta. FlaBiH- 
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jeweils innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsver- 
bote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder 
Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so ist dies dem empfangenden Staat unver- 
züglich mitzuteilen. Dieser ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Vernichtung vorzunehmen. 


e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft be- 
antragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür der empfangende Staat nach 
Maßgabe seines innerstaatlichen Rechts. Er kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten zu seiner Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch den über- 
mittelnden Staat verursacht worden ist. 


g) Soweit das für den übermittelnden Staat geltende inner- 
staatliche Recht in Bezug auf die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten besondere Löschungsvorschriften 
vorsieht, weist dieser Staat den empfangenden Staat darauf 
hin. ünabhängig von diesem Recht sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

h) Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig 
zu machen. 

i) Der übermittelnde Staat und der empfangende Staat sind 
verpflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten 
wirksam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Ver- 
änderung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


8. Anwendung des Abkommens in bestimmten Fällen: 

a) Dieses Abkommen ist nicht dahingehend auszulegen, dass 

aa) ein Vertragsstaat gehindert ist, seine innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften zur Verhinderung der Steuerum- 
gehung oder Steuerhinterziehung anzuwenden; 

bb) die Bundesrepublik Deutschland daran gehindert wird, 
die Beträge zu besteuern, die nach dem Vierten Teil des 
deutschen Außensteuergesetzes in die Einkünfte einer 
in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person 
einzubeziehen sind. 

b) Wenn die vorstehenden Bestimmungen zur Doppelbe- 
steuerung führen, konsultieren die zuständigen Behörden 
einander nach Artikel 25 Absatz 3, wie die Doppelbe- 
steuerung zu vermeiden ist. 


Hbi BbiKOHBauua /itoöbiFi saöapoHbi Ha npaAacTayneHHe 
iHcjtapMaubii, HKin npaflymeA>KaHbi aAnaaeAHUM Hapbin- 
HanbHbiM aaKaHaAaycTBaM. Kani BbicBHTnHeuua, ajto 6bma 
npaAactayAeHa HSAaKnaAHan iHcjtapMaubin aöo iHcjDap- 
MaubiH, HKan He naeiHHa öbina npaAacTaynnuua, a6 raxbiM 
HeaAKJiaAHa naBeAaMnneuLia flanpxaee, HKan axpbiMAiBae 
iHcjtapMaubiK). Tara flanpxaBa abaenaaHa BbinpaBipb aöo 
3HimHbiub TaKyio incpapiviaübiK). 

e) ria aasBe aauiKayAenaM acoöe naBeAaMnneüua aö iHcjDap- 
Maubii, HKan npaAacTaynHeLma, lato aAHOCiupa Aa ne, i ne 
npbiMHHeHHi. He naBinna öbipb aöaBnaauenbCTBa npaAa- 
cxaynHLjb raxy iHcjtapMaijbiio, Kani y BWHiKy aKasBaeijua, ajto 
AanpxayHbiH iHTapacbi y aAMOee y BbiAanbi nepaBbiAjaioub 
iHjapacbi aagiKayneHaM acoöbi y ne ajpbiMaHHi. Ba ycix 
ihiAbix aAHOCinax npaoa aaitiKaynenaM acoöbi öbiub incfjap- 
MaBanaM aö icHyioHati incpapiviaübii, ajto aAHOCiitua Aa ne, 
naBiHHa BbiaHanauua HaubinHaribHbiM aaKanaAaycTBaM tom 
AaraBopnaM AanpxaBbi, na cyBepäHHan TspbiTopbii hkom 
spoönena aanaa na aTpuManne iHcfiapiviaubii. 

f) Aanpxtaaa, HKan ajpbiMniBae iHcttapn/iaubiio, nnce aAKaa- 
nacLtb y aAnaaeAHacLii ca CBaiM HaubinHanbHbiM saKana- 
AaycTBaM y AanbineHHi Aa hioöom acoöu, hkom HaneceHbi 
HesaKOHHbiH CTpaxbi y BbiHiKy npaAacTayneHHH incpapivia- 
Ubii sroAHa aöMeny iHcjtapMaubinM y aAnaBeAHacui 3 Aa- 
AsenbiM PlaraAHeHHeM. V aAHOCinax Aa naunpneyAjan aco- 
öbi Aanpxaaa, HKan aTphiMniaae incfjapiviaubito, ne naBinna 
cnacbinaLLua y caae anpayASHHe, lato CTpaxbi öbini BbiKni- 
KaHbi AanpxaBaü, HKan npaAacjaynne iHcfjapu/iaitbito. 

g) Kani y HaubinnanbHbiM aaKanaAaycTBe AanpxaBbi, HKan 
npaAacTaynne iHcjtapMaubiio, npaAyrneAxanbi cneubinnb- 
Hbin nanaxsHHi na 3HiAJH3HHio acaöicxaM iHcjrapMaLibii, ajto 
npaACTaynneuLLa, raxa Asnpxaaa incjtapMye Aanpxaay, HKan 
aipbiMniaae iHcfiapiviaLLbiio, aAnaeeAHbiM Hbinaivi. Heaanex- 
na aA xaKora aaKanaAaycxBa acaöicxan incfjapiviaLLbin, ajto 
npaAacxaynneLjLLa, aHiAJHaeupa, hk xonbKi nna cxaHOBiuLia 
HenaxpaöHaM aah Moxbi, ahh hkom hha öbina npaAacxay- 
nena. 

h) AaraaopHbiH Aanpxaabi aöaenaaHbi aecLji acfiiubiMMbin aa- 
nicbi aö npaAacxayneHHi i aipbiu/iaHHi acaöicxan iHL^tapivia- 

L(bli. 

i) Aanpxaaa, HKan npaAacxaynne iHcfiapivaLLbiio, i Aanpxaaa, 
HKan axpbiMniBae im^DapiL/iaijbito, aöaßnaaHbi npbiMaAb acjreK- 
Tbiynbin Mepbi Ann aöapoHbi acaöicxan iHL^tapiL/iaubii, ajto 
npaAacxaynneLjLLa, aA HenpaBaMOLjHara Aocxyny, Henpaea- 
MOLjHara aMHHeHHn i HenpaBaMOUHara pacKphiuun. 

8. ripbiMHHeHHe llaraflHeHHn y acaöjiiabix BbinaflKax 

a) AaAsenae PlaraAneHHe He naBiHHa xnyMaHbiLjLia hk xoe, 
HKoe nepaujKaAxae 

aa) AaraBopnan Aanpxaae npbiMHHHLjb CBae yHyxpaHbin 
npaBaBbin nanaxsHHi na nannpsAxaHHio aaKOHHara 
aöo HeaaKOHHara yxineHHn aA annaxbi naAaxKay; 

bb) cheAapaxbiyHan Pacnyöniubi fepMaHin cnarannub na- 
AaxKi 3 cyiL/i, HKin naBiHHbi öbiLjb yKnionaHbi y BiAbi 
AaxoAy paaiAaHxa cheAspaxbiyHan PacnyöniKi lepiviaHin 
aroAHa HapBepTan nacxubi TepiviaHCKara aaKona na 
aneAJHix naAaxKOBWX cyananx (Aussensteuergesetz). 

b) Kani BbiAjanHaaBaHbin nanaxanni npaiBOAsnub Aa Aaan- 
Hora naAaxKaaöKnaAaHHH, KaMnexaHXHbiH opranbi naBiHHbi 
npaKaHcynbxaBaLjLja aroAHa a nyHKxaivi 3 apxbiKyna 25 aö 
xbiM, HK naaöernyub Asannora naAaxKaaöKnaAaHHn. 
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Denkschrift zum Abkommen und zum Protokoll 
I. Allgemeines 

Das in Minsk am 30. September 2005 Unterzeichnete Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepubiik Deutschland und 
der Republik Belarus zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung löst das alte, noch mit der ehemaligen Sowjetunion 
abgeschlossene und im Verhältnis zur Republik Belarus 
weitergeltende Abkommen vom 24. November 1981 
(BGBl. 1983 II S. 2) ab. Dieses Abkommen ist durch die 
wirtschaftliche Entwicklung Belarus überholt und muss 
deshalb durch einen modernen und den Anforderungen 
der gegenwärtigen Verhältnisse besser angepassten Ver- 
trag ersetzt werden. Das Abkommen entspricht weitge- 
hend dem OECD-Musterabkommen. Hierdurch trägt es 
zur Vereinheitlichung auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Die Abkommensverhandlungen wurden in 1996 beendet. 
Eine Unterzeichnung des Abkommens konnte wegen 
politischer Entwicklungen erst 2005 erfolgen. Dem 
OECD-Musterabkommen von 1992 weitgehend folgend, 
regeln die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereieh des Vertra- 
ges sowie die für die Anwendung des Abkommens not- 
wendigen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Arti- 
kel 6 bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und 
für das Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den An- 
sässigkeitsstaat für die Einkünfte und Vermögenswerte, 
die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern darf. 
Die Artikel 24 bis 32 regeln den Schutz vor Diskriminie- 
rung, die zur Durchführung des Abkommens notwendige 
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten 
und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere 
Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um einige 
klarstellende Bestimmungen sowie um die Klauseln zum 
Schutz personenbezogener Daten. 


II. Besonderes 


Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungsbe- 
reich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Nummer 1 des Protokolls zum Abkommen stellt generell 
klar, dass der im Abkommen verwendete Ausdruck 
„Land“ nur in der Bundesrepublik Deutschland gilt. 


Zu Arti kel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die 
übliche Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte Be- 
griffe entsprechend dem nationalen Steuerrecht des das 
Abkommen anwendenden Vertragsstaats auszulegen 
sind, wenn der Abkommenszusammenhang keine ande- 
re Auslegung erfordert. 

Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen nennt er- 
gänzend Kriterien, wann ein „Ort der tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung“ vorliegt. 

Zu Arti kel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Gel- 
tungsbereich des Abkommens und für die Abgrenzung 
der Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der An- 
sässigkeit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich 
an das innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten ange- 
knüpft. In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die 
Absätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, 
welcher der beiden Staaten für die Abkommensanwen- 
dung als Ansässigkeitsstaat gilt. 

Zu Arti kel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, 
der die Grundlage der Besteuerung gewerblioher Ein- 
künfte bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruok „Betriebsstätte“ allge- 
mein umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzählung 
von typischen Beispielen enthält Absatz 2. Bauaus- 
führungen und Montagen gelten nach Absatz 3 nur 
dann als Betriebsstätten, wenn ihre Dauer zwölf Monate 
übersohreitet. Absatz 4 enthält die Negativabgren- 
zung zum Begriff der Betriebsstätte. Die Absätze 5, 
6 u n d 7 enthalten weitere dem OECD-Musterabkom- 
men nachgebildete Abgrenzungsvorschriften zum ab- 
hängigen und unabhängigen Vertreter sowie zur Eigen- 
ständigkeit von verbundenen Gesellschaften. 

Zu Arti kel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von 
unbeweglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteu- 
ert werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält abweichend 
vom OECD-Musterabkommen eine abschließende Defi- 
nition des Begriffs „unbewegliehes Vermögen“. Die Defi- 
nition ist erforderlich, da nach belarussischem Recht alle 
Gegenstände ab einem geringen Mindestwert dem 
unbeweglichen Vermögen zugerechnet werden. 
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Zu Art! kel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von 
Unternehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur inso- 
weit besteuern, als der Gewinn einer in seinem Gebiet 
gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. 

Die Absätze 2 bis 7 enthalten Ermittlungs- und 
Zurechnungsvorschriften für Betriebsstättengewinne. 
Nummer 3 Buchstabe a und b des Protokolls zum 
Abkommen enthält hierzu klarstellende und ergänzende 
Regelungen wie das Verbot der üefergewinnbesteue- 
rung. 

Absatz 8 bestimmt das Verhältnis der Betriebsstät- 
tenbesteuerung zu den übrigen durch das Abkommen 
geregelten Einkunftsarten. 

Zur Abgrenzung von Unternehmensgewinnen und Li- 
zenzgebühren wurde in Nummer 3 Buchstabe c des 
Protokolls zum Abkommen eine klarstellende Regelung 
betreffend Vergütungen für technische Dienstleistungen 
getroffen. Nummer 3 Buchstabe d des Protokolls zum 
Abkommen sichert, dass Aufwendungen für Löhne und 
ähnliche Vergütungen bei der Ermittlung des steuer- 
pflichtigen Gewinns zum Abzug zugelassen sind. Num- 
mer 4 des Protokolls zum Abkommen regelt, dass Darle- 
henszinsen grundsätzlich unbeschränkt abzugsfähig 
sind. Diese beiden letzten Regelungen sind aufgrund von 
Abzugsbegrenzungen im nationalen belarussischen 
Steuerrecht notwendig, sie sichern das Netto-Prinzip. 

Zu Arti kel 8 

Dieser Artikel bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr abweichend vom Betriebsstät- 
tenprinzip nur in dem Staat besteuert werden dürfen, in 
dem das Unternehmens ansässig ist, das die Schiffe 
oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Absatz 3 stellt klar, dass auch Einkünfte aus der Ver- 
charterung von leeren Seeschiffen und Luftfahrzeugen 
sowie aus der Nutzung oder Vermietung von Containern 
zu den Einkünften im Sinne dieses Artikels gehören kön- 
nen. 

Absatz 4 definiert den Ort der tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung bei See- und Binnenschiffen. 

Absatz 5 stellt klar, dass Absatz 1 auch für Gewinne 
aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsge- 
meinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle gilt. 

Zu Arti kel 9 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Abkommen einer Be- 
richtigung von Gewinnverlagerungen zwischen verbun- 
denen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Nummer 4 des Protokolls zum Abkommen regelt in die- 
sem Zusammenhang, dass Darlehenszinsen grundsätz- 
lich unbeschränkt abzugsfähig sind. Diese Regelung ist 
aufgrund des nationalen belarussischen Steuerrechtes 
notwendig. 


Zu Arti kel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividen- 
denausschüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben. Diese Steuer darf jedoch 5 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
der Nutzungsberechtigte mindestens 20 v. H. der Anteile 
an der ausschüttenden Gesellschaft hält und dieser 
Kapitalanteil mindestens 81 806,70 Euro beträgt. Dieser 
Betrag entspricht 160 000 DM, auf den man sich am 
Ende der Verhandlungen 1996 einigte. In den übrigen 
Fällen darf die Quellensteuer grundsätzlich 15 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

Die deutsche Quellenbesteuerung ist nach Absatz 3 
und nach Nummer 6 des Protokolls jedoch nicht be- 
grenzt, soweit die Zahlungen auf Rechten oder Forderun- 
gen mit Gewinnbeteiligung beruhen (insbesondere Ein- 
künfte eines stillen Gesellschafters) und sich bei der 
Gewinnermittlung des Schuldners gewinnmindernd aus- 
wirken. 

Absatz 4 bestimmt den Begriff der Dividenden im Ein- 
zelnen. 

Die Absätze 5 und 6 enthalten den Betriebsstät- 
tenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen zur Ab- 
grenzung des Besteuerungsrechts, die auch im QEGD- 
Musterabkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht grundsätzlich 
dem Wohnsitzstaat des Gläubigers der Zinsen zu. 

Nach Absatz 2 hat jedoch auch der Quellenstaat ein 
Besteuerungsrecht; die Quellensteuer darf jedoch 5 v. H. 
des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

Nach Absatz 3 sind Zinsen ganz von der Quellen- 
steuer befreit, wenn Empfänger der Zinsen die jeweilige 
Regierung oder eine bestimmte staatliche Einrichtung ist 
oder wenn das Darlehen im Zusammenhang mit einer 
Hermes-Deckung oder dem Verkauf gewerblicher, kauf- 
männischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung steht. 
Die deutsche Quellenbesteuerung ist nach Nummer 6 
des Protokolls jedoch nicht begrenzt, soweit die Zahlun- 
gen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteili- 
gung beruhen und sich bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten die Definition des 
Zinsbegriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vor- 
schrift zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inan- 
spruchnahme von Abkommensvorteilen bei der Zinsbe- 
steuerung und andere ergänzende Bestimmungen, die 
dem QECD-Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 1 2 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. 

Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren im Wohn- 
sitzstaat des Gläubigers besteuert werden dürfen. 
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Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben, die jedoch auf 3 v. H. (Urheberrech- 
te an wissenschaftlichen Werken, Patente, Marken, 
Muster, Modelle, Pläne, geheime Formeln oder Verfahren 
oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen) bzw. 5 v. H. (litera- 
rische oder künstlerische Urheberrechte) des Bruttobe- 
trags der Lizenzgebühren begrenzt ist. 

Die Absätze 3 bis 6 enthalten die Definition der 
Lizenzgebühren, den Betriebsstättenvorbehalt, eine 
Missbrauchsvermeidungsvorschrift und andere dem 
OECD-Musterabkommen entnommene, ergänzende Be- 
stimmungen. 

Zu Artikel 1 3 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 4 ist das Besteuerungsrecht für Ver- 
äußerungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitz- 
staat Vorbehalten. 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
und 2 ebenfalls ein Besteuerungsrecht für Gewinne 
aus der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von 
beweglichem Betriebsstättenvermögen und von beweg- 
lichem Vermögen einer der Ausübung einer selbständi- 
gen Tätigkeit dienenden festen Einrichtung. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr 
betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt 
dienen, und von beweglichem Vermögen, das dem Be- 
trieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat nach 
Absatz 3 ausschließlich der Ansässigkeitsstaat des 
das See-, Binnenschiff oder Luftfahrzeug betreibenden 
Unternehmens das Besteuerungsrecht. 

Zu Artikel 1 4 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grund- 
sätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in 
dem anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung erzielt werden, hat der Tätigkeitsstaat 
ein Besteuerungsrecht. Absatz 2 enthält die Defini- 
tion des Begriffs „freier Beruf“. 

Zu Artikel 1 5 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das Be- 
steuerungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 

Werden jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen 
nur vorübergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so 
wird dieser Grundsatz durch Absatz 2 unter be- 
stimmten Voraussetzungen zugunsten des Wohnsitz- 
staats eingeschränkt. 

Das Bordpersonal von Seeschiffen und Luftfahrzeugen 
im internationalen Verkehr kann nach Absatz 3 im 
Ansässigkeitsstaat des das See- oder Binnenschiff oder 
Luftfahrzeug betreibenden Unternehmens besteuert wer- 
den. 


Bei gewerblicher Arbeitnehmerüberlassung steht nach 
Absatz 4 stets dem Tätigkeitsstaat das Besteue- 
rungsrecht zu. 

Zu Artikel 1 6 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 1 7 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. 

Dies gilt nach Absatz 2 auch, wenn die Einkünfte dem 
Künstler oder Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. 

Das Besteuerungsrecht geht nach Absatz 3 auf den 
Wohnsitzstaat über, wenn der Aufenthalt des Künstlers 
oder Sportlers im anderen Staat durch den Wohnsitz- 
staat oder eine dortige als gemeinnützig anerkannte 
Einrichtung vollständig oder in wesentlichem Umfange 
finanziert wird. 

Zu Arti kel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für diese Zah- 
lungen - mit Ausnahme der Pensionen aus öffentlichen 
Kassen - grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. 

Bei Renten aus der gesetzlichen Sozialversicherung hat 
nach Absatz 2 jedoch der Kassenstaat das alleinige 
Besteuerungsrecht. 

Bei Kriegsrenten, Wiedergutmachungsleistungen und 
ähnlichen Zahlungen hat nach Absatz 3 ebenfalls der 
Kassenstaat das alleinige Besteuerungsrecht. 

Absatz 4 enthält eine Definition des Begriffs „Rente“. 
Absatz 5 regelt das Besteuerungsrecht für Unter- 
haltszahlungen. 

Zu Arti kel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassen- 
staat diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, 
wenn die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
wird. Das Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeits- 
staat über, wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsan- 
gehöriger dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten (Qrtskräfte). 

Entsprechendes gilt nach Absatz 2 für Ruhegehälter 
im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Regelung, dass für Vergütungen 
aus unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit ge- 
werblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemeinen 
Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip auch für 
Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen von 
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staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen sowie nach 
Absatz 5 auch für Vergütungen an Mitarbeiter des 
Goethe-Instituts und anderer vergleichbarer Einrichtun- 
gen, auf die sich die Vertragsstaaten verständigen kön- 
nen. 

Zu Arti kel 20 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen zur Förderung 
des Austauschs von Lehrkräften, Studenten und Auszu- 
bildenden (einschließlich Praktikanten) Zahlungen aus 
ausländischen Quellen an diesen Personenkreis im Gast- 
staat unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert 
werden; für Lehrende gilt diese Bestimmung nur für einen 
Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 

Zu Arti kel 2 1 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im 
Abkommen genannten Einkünfte nur im Ansässigkeits- 
staat besteuert werden. 

Das gilt nach Absatz 2 dieses Artikels jedoch nicht, 
wenn die Einkünfte einer im anderen Staat belegenen 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung zuzuordnen sind 
(Betriebsstättenvorbehalt). 

Zu Arti kel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitz- 
staat das Besteuerungsrecht. 

Unbewegliches Vermögen und Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte oder einer der Ausübung einer selbständi- 
gen Tätigkeit dienenden festen Einrichtung gehört, kann 
abweichend von diesem Grundsatz nach den Absät- 
zen 1 und 2 durch den Belegenheitsstaat besteuert 
werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
und Schiffe, die der Binnenschifffahrt dienen, sowie das 
ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen dürfen 
nach Absatz 3 nur im Ansässigkeitsstaat des die 
Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden Unternehmens 
besteuert werden. 

Zu Arti kel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wiez. B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in Belarus und bei 
Dividendenausschüttungen einer in Belarus ansässigen 
Gesellschaft bei einer Mindestbeteiligung von 10 v. H., 
nach Absatz 1 Buchstabe a durch Freistellung. 
Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen von der 
Steuer freigestellt sind, hat sich Deutschland das Recht 
gesichert, diese in den Progressionsvorbehalt einzube- 
ziehen. 

Für die (derzeit nicht zu erhebende) Vermögensteuer des 
in Absatz 1 Buchstabe a genannten Vermögens gilt 
ebenfalls die Freistellungsmethode. 


Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchstabe a 
von der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die 
Doppelbesteuerung nach Absatz 1 Buchstabe b 
durch Anrechnung der belarussischen Steuer auf die 
deutsche Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere für 
Dividendenbezüge aus im Streubesitz gehaltenen Antei- 
len, Zinsen, Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen sowie für Einkünfte von Künstlern 
und Sportlern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht statt der Freistel- 
lungsmethode nach Buchstabe a die Anrechnungsme- 
thode nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht 
aus aktiver Tätigkeit stammen. Absatz 1 Buchsta- 
be d berücksichtigt das während des Zeitraumes der 
Verhandlungen geltende deutsche Steuerrecht (Herstel- 
lung der Ausschüttungsbelastung). Darüber hinaus hat 
sich Deutschland in Absatz 1 Buchstabe e im 
Interesse der Vermeidung einer doppelten Steuerbefrei- 
ung oder einer sonstigen ungerechtfertigten Inanspruch- 
nahme des Abkommens einen Wechsel von der Freistel- 
lungs- zur Anrechnungsmethode Vorbehalten. 

Belarus behebt nach Absatz 2 die Doppelbesteue- 
rung durch Steueranrechnung. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll entsprechend dem QECD-Musterab- 
kommen steuerliche Diskriminierungen verhindern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegen- 
seitigem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können die 
zuständigen Behörden unmittelbar miteinander verkeh- 
ren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
entsprechend dem OECD-Musterabkommen in der bei 
Abschluss der Verhandlungen geltenden Fassung. 

Nummer 7 des Protokolls zum Abkommen enthält einige 
zusätzliche Vorschriften zum Schutz von personenbezo- 
genen Daten (Datenschutzklausel). 

Zu Arti kel 27 

Dieser Artikel enthält die verfahrensmäßigen Regelungen 
zur Umsetzung der im Abkommen vorgesehenen Steuer- 
ermäßigungen bzw. -befreiungen. Klarstellend wird fest- 
gestellt, dass das Abkommen das Recht des Quellen- 
staats auf Vornahme eines Steuerabzugs nicht berührt. 
Im Übrigen sind innerstaatlich Verfahren zur Erstattung 
bei Quellensteuern vorzusehen. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 


Drucksache 16/2705 


- 34 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Zu Artikel 29 

Dieser Artikel weist auf das zum Abkommen zugehörige 
Protokoll hin. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält die sog. Registrierungsklausel nach 
Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen. Danach 
wird das Abkommen - wie bei völkerrechtlichen Verträ- 
gen generell üblich - beim Sekretariat der Vereinten 
Nationen unverzüglich nach seinem Inkrafttreten regis- 
triert. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 


des Abkommens. Hiernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres 
anzuwenden sein. Mit Inkrafttreten des neuen Abkom- 
mens tritt das alte, noch mit der ehemaligen Sowjetunion 
abgeschlossene Abkommen vom 24. November 1981 im 
Verhältnis zur Republik Belarus außer Kraft und wird ab 
dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres nicht mehr 
anzuwenden sein. 


Zu Artikel 32 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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